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Bürgerschaft der Hansestadt Wismar

Sitzung der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar

Sitzungstermin: Donnerstag, 31.03.2016, 17:00 Uhr

Ort, Raum: Bürgerschaftssaal im Rathaus, Am Markt 1, 23966 Wismar
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Nr.: VO/2015/1619-01

Status: öffentlich

Datum: 09.03.2016

Verfasser: Möller, Susanne

Vorlage

Federführend:
40 AMT FÜR BILDUNG, JUGEND, SPORT UND 
FÖRDERANGELEGENHEITEN

Beteiligt:

Satzung zur Förderung des Sports in der Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die in der Anlage 1 beigefügte Satzung zur Förderung des Sports in der Hansestadt Wismar wird 
beschlossen.

Begründung:
Im Zuge der Landkreisneuordnung 2011 erfolgte eine Strukturänderung beim Landessportbund 
Mecklenburg-Vorpommern e. V.. Eine Reduzierung auf 6 Kreissportbünde wurde beim 
Landessporttag Ende 2010 beschlossen. Im Ergebnis dieses Beschlusses fusionierte der 
StadtSportBund Wismar e. V. mit dem KreisSportBund Nordwestmecklenburg e. V.. Die 
Auflösung des StadtSportBundes Wismar e. V. läuft bereits. Die Löschung aus dem 
Vereinsregister wird im Frühjahr 2016 erfolgen. Dieses zieht die formelle Anpassung der Satzung 
zur Förderung des Sports in der Hansestadt Wismar nach sich: Die Formulierung StadtSportBund 
Wismar e. V. wird durch die Formulierung KreisSportBund Nordwestmecklenburg e. V. ersetzt.

Weitere formelle Änderungen sind der beigefügten Synopse zu entnehmen.

Schließlich soll die Satzung zur Förderung des Sports in der Hansestadt Wismar den aktuellen 
Bedingungen und den realen Gegebenheiten in einigen wenigen Punkten angepasst werden.

Im § 12 (3) wird auf Empfehlung des Ausschusses für Kultur, Sport, Jugend, Bildung und Soziales 
folgendes ergänzt:
„Anträge auf Zuschüsse bis 1.000 EUR können von der Verwaltung der Hansestadt Wismar 
bewilligt werden. Bei Anträgen auf Zuschüsse über 1.000 EUR gibt der Ausschuss  für Kultur, 
Sport, Jugend, Bildung und Soziales dem/der Bürgermeister/in eine Empfehlung.“

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3



1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu
freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:



Anlage/n: Satzung zur Förderung des Sports in der Hansestadt Wismar
             Synopse

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Anlage 1

Satzung zur Förderung des Sports in der Hansestadt Wismar

P R Ä A M B E L
Aufgrund des § 5 Abs. 1 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in 
der Fassung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. S. 777)  hat die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar auf ihrer 
Sitzung am TT.MM.JJJJ folgende Satzung zur Förderung des Sports in der Hansestadt Wismar 
beschlossen.

I. Allgemeine Bestimmungen
§ 1

Ziel der Sportförderung
 
(1)  Ziel der Sportförderung ist es, möglichst viele Bürger zur sportlichen Betätigung zu aktivieren und 

dafür die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, insbesondere den Vereinssport in der 
Hansestadt Wismar zu unterstützen.
Nach dieser Satzung sollen Freizeit-, Breiten- und Leistungssport ausgewogen und bedarfsgerecht 
gefördert werden.
Die besonderen Bedürfnisse behinderter, jüngerer und älterer Menschen sowie ausländischer 
Mitbürger sollen berücksichtigt werden.

(2)  Die Sportförderung soll insbesondere:
1. die Angebote zur sportlichen Betätigung verstärken und erweitern,
2. die Entwicklung von Inhalten, Formen und Methoden sportlicher Betätigung unterstützen,
3. die Vereins- und Verbandsarbeit unterstützen sowie die Zusammenarbeit mit dem  
    KreisSportBund Nordwestmecklenburg e. V. (KSB NWM e. V.) sichern,
4. das Ehrenamt im Sport stärken,
5. zur sozialen Stützung von förderungswürdigen Athleten beitragen,
6. den Sportstandort Wismar stärken.

(3)  Sportförderung soll die wesentlichen Beweggründe für sportliche Betätigung berücksichtigen,  
      insbesondere:
      1. die Freude an Spiel, Bewegung, Wettkampf und Leistungen wecken,
      2. Gesundheit und Leistungsfähigkeit erhalten und wiederherstellen,
      3. die Freizeit aktiv gestalten,
      4. einen Beitrag zur Erziehung und Bildung leisten.

(4)  Unabhängig von der sozialen Stellung, vom Alter, dem Geschlecht, der Rasse und der   
      Weltanschauung besteht für jeden Bürger der Hansestadt Wismar das Recht, sich zur Ausübung 
      von sportlicher Betätigung in freien, unabhängigen und gemeinnützigen Organisationen, 
      Verbänden und Vereinigungen des Sports zusammenzuschließen.

(5)  Sport in Kindertagesstätten, Schulen, Hochschule, Senioreneinrichtungen und Krankenanstalten 
      wird nach den für diese Bereiche geltenden Vorschriften gefördert. Die Koordinierung mit dem 
      allgemeinen Sportangebot ist sicherzustellen.
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§ 2
Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich

(1)  Sportorganisationen im Sinne dieser Sportfördersatzung sind Vereine, deren Hauptzweck die 
Durchführung eines selbstorganisierten Sportbetriebes ist, und ihre Verbände.

Dazu gehören insbesondere der KSB NWM e. V., die Fachverbände des KSB NWM e. V. und die 
Sportvereine und Betriebssportgemeinschaften.

 
(2)  Sportstätten im Sinne dieser Sportfördersatzung sind insbesondere:

1. Sportplätze und andere Sportflächen,
2. Sporthallen und –räume,
3. Wassersportanlagen,
4. spezielle Anlagen für einzelne Sportarten (Reitsport, Schießsport, Tennis, Kegeln und andere),
 5. Räumlichkeiten für soziale und Verwaltungszwecke, die im Zusammenhang mit sportlichen  
     Maßnahmen stehen,

      6. andere öffentliche Sportstätten, die sich auf dem Gemeindegebiet der Hansestadt Wismar 
          befinden.
 

§ 3
Voraussetzungen der Förderung von Sportorganisationen

 
(1)  Als förderungswürdig ist eine Sportorganisation mit ihren Vereinen und Verbänden anzuerkennen, 

wenn sie gemeinnützige Zwecke im Sinne des Sports verfolgt und nachweist, dass sie auf ihrem 
Fachgebiet sachgerechte, zweckentsprechende und wirtschaftliche Arbeit leistet sowie die Gewähr 
für eine ordnungsgemäße Geschäftsführung bietet. Der innere Aufbau und die Tätigkeit der 
Sportorganisationen müssen demokratischen Grundsätzen entsprechen.

(2)  Sportorganisationen mit Sitz in der Hansestadt Wismar, die dem KSB NWM e. V. unmittelbar oder 
mittelbar angehören, gelten grundsätzlich als anerkannt.

(3)  Der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) und die ihm angeschlossenen Spitzenverbände 
können gefördert werden, soweit sie Maßnahmen und Aktivitäten in der Hansestadt Wismar 
durchführen.

(4)  Professionell betriebener Sport wird nach dieser Sportfördersatzung grundsätzlich nicht gefördert.
 

§ 4
Mittel der Sportförderung

 
Der Sport wird insbesondere gefördert durch:

   1. Bau und Bereitstellung von Sportstätten sowie Bereitstellung von sonstigen Flächen für   
 sportliche Betätigung,

   2. Vermietung und Verpachtung kommunaler Sportstätten und Gebäude, soweit in der jeweiligen  
       Anlage vorhanden,
   3. Zuwendungen,
   4. unentgeltliche Leistungen der Verwaltung.
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§ 5
Unterstützung von Sportveranstaltungen anerkannter Sportorganisationen,

kostenlose Nutzung
 
(1)  Bei der Organisation von Sportveranstaltungen, die von besonderer sportpolitischer Bedeutung 

sind und von anerkannten Sportorganisationen durchgeführt werden, soll der Bürgermeister die 
Veranstalter beraten, wenn sie dies rechtzeitig beantragen.

(2)  Für Sportveranstaltungen im Sinne des Absatzes 1, die nach Entscheidung des Bürgermeisters von 
besonderer sportpolitischer Bedeutung sind, kann die Hansestadt Wismar eine kostenlose Nutzung 
der Sportstätten gewähren.

(3)  Das Nähere regeln Verwaltungsvorschriften.

II. Sportstätten

§ 6
Grundsätze der Planung und Beteiligung

 
(1)  Bei der Planung und beim Bau von öffentlichen und öffentlich geförderten Sportstätten ist eine 

bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung anzustreben. Auf eine bedarfsgerechte Versorgung 
der Stadtteile ist hinzuwirken. Dabei sollen die Belange des schulischen Sports gleichrangig 
berücksichtigt werden.

(2)  Öffentliche Sportstätten und Sportstätten auf kommunalen Grundstücken, die in der 
Bauleitplanung für eine Sportnutzung vorgesehen sind, sowie Flächen, die dem Freizeitsport 
dienen, dürfen zugunsten anderer Nutzungen nur aufgegeben werden, wenn das öffentliche 
Interesse an einer anderen Nutzung überwiegt und zum Zeitpunkt der Aufgabe – soweit 
verfügbar - Ersatzsportstätten bereitstehen. Sonstige Sportstätten auf kommunaleigenen 
Grundstücken sollen zugunsten anderer Nutzungen nur aufgegeben werden, wenn das öffentliche 
Interesse an einer anderen Nutzung überwiegt. Zum Zeitpunkt der Aufgabe sollen 
Ersatzsportstätten bereitstehen.

(3)  Die Feststellung des kommunalen Bedarfs an Sportstätten ist aufgrund von örtlichen Ermittlungen 
vorzunehmen.

(4)  Die für eine Nutzung in Betracht kommenden Sportorganisationen und Schulen sind bei der 
Feststellung des Bedarfs, bei der Planung für den Neubau, für die wesentliche Umgestaltung und 
die Änderung der Zweckbestimmung öffentlicher Sportstätten sowie in den Fällen des Absatzes 2 
durch Anhörung zu beteiligen. Dies wird in der Regel durch Anhörung des KSB NWM e. V. und des 
Amtes für Bildung, Jugend, Sport und Förderangelegenheiten sichergestellt.

 
§ 7

Sportstättensanierungsplan
 
(1)  Ziele und Maßnahmen der Sportstättensanierung sind in einem Sportstättensanierungsplan 

darzustellen. Der Sportstättensanierungsplan ist laufend fortzuschreiben. Der Plan und seine 
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Fortschreibungen sind der Bürgerschaft zur Genehmigung vorzulegen.

(2)  Der Sportstättensanierungsplan ist Grundlage für die Verteilung der Mittel im Rahmen der 
Finanzplanung einschließlich der Investitionsplanung.

(3)  Im Sportstättensanierungsplan sind insbesondere darzustellen:
1. Bestand nach Lage, Art und Größe,
2. Versorgungsbereiche sowie Grad der Versorgung,
3. Bedarf an Sportstätten mit Angaben der geschätzten Investitionsausgaben und Folgekosten,
4. Dringlichkeitsstufen bei der Sanierung von Sportstätten.

(4)  Sind Sportstätten nicht mehr sanierungsfähig, muss der Bedarf auf andere Weise gedeckt werden.  
In Betracht kommen hier insbesondere der Neubau, der Umbau oder der Kauf bereits bestehender   
Objekte.

§ 8
Anforderungen an Sportstätten

 
(1)  Sportstätten sind grundsätzlich wettkampfgerecht zu sanieren bzw. zu bauen.
  
(2)  Eine ausreichende Zahl von öffentlichen Sportstätten soll für Menschen mit Behinderung nutzbar 
      sein.

§ 9
Anmietung von Sportstätten

 
Zur Erweiterung des Angebotes an Sportstätten können im Einzelfall geeignete private Anlagen 
gemietet und den Sportorganisationen für ihre Zwecke in sinngemäßer Anwendung des 
§ 11 überlassen werden.

§ 10
Vermietung und Verpachtung sonstiger kommunaler Grundstücke und Gebäude

Sonstige kommunale Grundstücke und Gebäude können den als förderungswürdig anerkannten 
Sportorganisationen zur Verfügung gestellt werden. Die Höhe des Miet- und Pachtzinses wird auf 
Grundlage der ortsüblichen Entgelte sowie weiterer objektiver Faktoren festgelegt.

§ 11
Vergabe- und Nutzungsgrundsätze

 
(1)  Öffentliche Sportstätten sollen regelmäßig dem Schulsport und dem Übungs-, Wettkampf- und 

Lehrbetrieb der anerkannten Sportorganisationen sowie der sonstigen sportlichen Betätigung 
dienen. Bei der Vergabe ist eine vollständige Auslastung anzustreben. Die Vergabe von 
Sportstätten übergeordneter Belange zur Durchführung von Trainingsmaßnahmen und 
Wettkämpfen im Spitzensport erfolgt im Einvernehmen mit dem/der 
Bürgermeister/Bürgermeisterin.

(2)  Öffentliche Sportstätten können anerkannten Sportorganisationen bei vollständiger oder 
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teilweiser Übernahme der Unterhaltung und Bewirtschaftung zur vorrangigen Nutzung überlassen 
werden (Pachtverträge). Für andere Nutzungen der öffentlichen Sportstätten werden 
privatrechtliche Entgelte aufgrund vertraglicher Vereinbarungen erhoben.

(3)  Die Einzelheiten der Nutzung öffentlicher Sportstätten werden auf Antrag durch eine   
 Vergabekommission festgelegt. Dabei sind folgende Vergabegrundsätze zu berücksichtigen:
 1. Sportstätten stehen den Schulen während der Schulzeit grundsätzlich bis 16:00 Uhr zur
     Verfügung.
 2. Die Bedürfnisse der Sportorganisationen mit Übungs- und Wettkampfangeboten haben 
     im notwendigen Umfang Vorrang gegenüber dem Freizeit- und Erholungssport.

III. Finanzielle Förderungsmaßnahmen und notwendige Förderung
 

§ 12
Zuwendungen

(1)  Die Hansestadt Wismar kann nach dieser Sportfördersatzung und der jeweiligen 
      Haushaltssatzung den anerkannten Sportorganisationen – auch unter Beachtung der Kontinuität  
      laufender Förderprogramme - Zuwendungen gewähren. Ein rechtlicher Anspruch besteht jedoch 
      nicht.

(2)  Zuwendungen werden gewährt für:
       1. Aus- und Weiterbildung sowie Beschäftigung von haupt- und nebenberuflichen Trainern und 

 Übungsleitern,
       2. zeitlich beschränkte und fortlaufende Trainingsmaßnahmen,
       3. Talentsuche,
       4. Durchführung von Wettkämpfen in Wismar und Teilnahme an auswärtigen Wettkämpfen und  

     Trainingslagern,
       5. Modellmaßnahmen,
       6. Kauf, Errichtung, Unterhaltung und Bewirtschaftung von Sportstätten einschließlich des 

 notwendigen Grunderwerbs,
       7. Umweltschutzmaßnahmen zur Sicherstellung des Sportbetriebes,
       8. Sportangebote an Nichtmitglieder,

 9. Sportangebote für Menschen mit Behinderung.

(3)  Die Vereine und Verbände mit Sitz in der Hansestadt Wismar, die dem KSB NWM e. V. unmittelbar
      oder mittelbar angehören, können die für sie vorgesehenen öffentlichen Fördermittel über den KSB
      NWM e. V. beantragen. In Ausnahmefällen können den Vereinen und Verbänden Zuwendungen 
      unmittelbar gewährt werden. Auf Empfehlung des KSB reicht die Stadt die öffentlichen 
      Fördermittel direkt an die Vereine aus. Die Entscheidung für die Verteilung der öffentlichen 
      Fördermittel obliegt allein der Stadt.
      Anträge auf Zuschüsse bis 1.000 EUR können von der Verwaltung der Hansestadt Wismar bewilligt 
      werden. Bei Anträgen auf Zuschüsse über 1.000 EUR gibt der Ausschuss  für Kultur, Sport, Jugend,  
      Bildung und Soziales dem/der Bürgermeister/in eine Empfehlung.

(4)  Einzelheiten über Vergabe und Verwendungskontrolle der Zuwendungen werden im 
      Zuwendungsbescheid geregelt, der für das jeweilige Projekt alle notwendigen materiellen und 
      formellen Vorschriften enthalten soll.
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(5)  Die zuwendungsrechtlichen Regelungen sind auf ein unverzichtbares Mindestmaß zu begrenzen 
      und so einfach wie möglich zu gestalten. Zuwendungen für die Beschäftigung von Personen sind 
      nach den Erfordernissen des Sports und des wirtschaftlichen Einsatzes der Förderungsmittel zu 
      bemessen. 

(6)  Die Sportvereine und Verbände erhalten die Möglichkeit, in den Sportstätten, in denen sie laut 
      Vertrag Nutzer bzw. Pächter sind, die Einnahmen aus Bandenwerbung etc. im Verein als 
      Förderungsbeitrag der Hansestadt Wismar zu verwenden.
 

§ 13
Freizeit- und Erholungsprogramme

 
Zur Ergänzung von Vereinsangeboten können die Fachverbände, bei Vorliegen eines Bedarfs, Freizeit- 
und Erholungsprogramme anbieten. Vereine und Verbände können dabei durch Zuwendungen und 
Bereitstellung von Sportstätten unterstützt werden.

IV. Zusammenarbeit zwischen den Organisationen des Sports und der
     Stadtverwaltung

§ 14
Grundsätze der Zusammenarbeit

 
Die anerkannten Sportorganisationen und die öffentliche Verwaltung sollen sich gegenseitig beraten, 
anregen und unterstützen sowie bei der Durchführung dieser Sportfördersatzung partnerschaftlich 
zusammenarbeiten. Die Eigenständigkeit der Sportorganisationen ist zu gewährleisten.

 § 15
Beteiligung des KreisSportBundes Nordwestmecklenburg e. V.

 
Bei der Aufstellung von Stadtentwicklungs-, Bauleit- und Bebauungsplänen, die die Belange des 
Sports berühren, ist der KSB NWM e. V. durch Anhörung zu beteiligen.

§ 16
Inkrafttreten

 
Diese Satzung tritt am TT.MM.JJJJ in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung zur Förderung des Sports vom 30.01.2001 i.d.F. der 1.Änderungssatzung 
vom 30.06.2005 außer Kraft.
 

Wismar, den TT.MM.JJJJ
 

Thomas Beyer
Bürgermeister
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Anlage 2   Synopse

Geltende Satzung zur Förderung des Sports in der Hansestadt Wismar Lesefassung des Änderungsvorschlages

P R Ä A M B E L
Aufgrund des § 5 Abs. 1 der Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung vom 13. Januar 1998 
(GVOBl. S. 29, ber. in GVOBl. S. 890), zuletzt geändert durch 3. ÄndG. KV M-
V vom 10.07.1998 (GVOBl. S. 634), in Verbindung mit den §§ 1, 2, 4 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 01. Juni 1993 (GVOBl. S. 122, 
ber. in GVOBl. S. 916) hat die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar auf ihrer 
Sitzung am 25.01.2001 folgende Satzung zur Förderung des Sports in der 
Hansestadt Wismar beschlossen.
- geändert durch die Änderungssatzung vom 30.06.2005 

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 – Ziel der Sportförderung
1. Ziel der Sportförderung ist es, möglichst viele Bürger zur sportlichen 
Betätigung zu aktivieren und dafür die notwendigen Voraussetzungen zu 
schaffen, insbesondere den Vereinssport in der Hansestadt Wismar zu 
unterstützen.
Nach dieser Satzung sollen Freizeit-, Breiten- und Leistungssport 
ausgewogen und bedarfsgerecht gefördert werden.
Die besonderen Bedürfnisse behinderter, jüngerer und älterer Menschen 
sowie ausländischer Mitbürger sollen berücksichtigt werden. 

2. Die Sportförderung soll insbesondere:
- die Angebote zur sportlichen Betätigung verstärken und erweitern,
- die Entwicklung von Inhalten, Formen und Methoden sportlicher 
Betätigung unterstützen,
- die Vereins- und Verbandsarbeit unterstützen sowie die Zusammenarbeit 

P R Ä A M B E L
Aufgrund des § 5 Abs. 1 der Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung vom 13. Juli 2011 
(GVOBI. S. 777) hat die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar auf ihrer 
Sitzung am TT.MM.JJJJ folgende Satzung zur Förderung des Sports in der 
Hansestadt Wismar beschlossen.
- geändert durch die Änderungssatzung vom 30.06.2005

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 – Ziel der Sportförderung
(1) Ziel der Sportförderung ist es, möglichst viele Bürger zur sportlichen 
Betätigung zu aktivieren und dafür die notwendigen Voraussetzungen zu 
schaffen, insbesondere den Vereinssport in der Hansestadt Wismar zu 
unterstützen.
Nach dieser Satzung sollen Freizeit-, Breiten- und Leistungssport 
ausgewogen und bedarfsgerecht gefördert werden.
Die besonderen Bedürfnisse behinderter, jüngerer und älterer Menschen 
sowie ausländischer Mitbürger sollen berücksichtigt werden.

(2) Die Sportförderung soll insbesondere:
1. die Angebote zur sportlichen Betätigung verstärken und erweitern,
2. die Entwicklung von Inhalten, Formen und Methoden sportlicher 
Betätigung unterstützen,
3. die Vereins- und Verbandsarbeit unterstützen sowie die Zusammenarbeit 
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mit dem Stadtsportbund Wismar e.V. (SSB Wismar e.V.) sichern,

- das Ehrenamt im Sport stärken,
- zur sozialen Stützung von förderungswürdigen Athleten beitragen,
- den Sportstandort Wismar stärken. 

3. Sportförderung soll die wesentlichen Beweggründe für sportliche 
Betätigung berücksichtigen, insbesondere:
- die Freude an Spiel, Bewegung, Wettkampf und Leistungen,
- die Erhaltung und Wiederherstellung von Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit,
- die aktive Gestaltung der Freizeit,
- den Beitrag zur Erziehung und Bildung, 
- Unabhängig von der sozialen Stellung, vom Alter, dem Geschlecht, der 
Rasse und der Weltanschauung besteht für jeden Bürger der Hansestadt 
Wismar das Recht, sich zur Ausübung von sportlicher Betätigung in freien, 
unabhängigen und gemeinnützigen Organisationen, Verbänden und 
Vereinigungen des Sports zusammenzuschließen.
– Sport in Kindertagesstätten, Schulen, Hochschule, Senioreneinrichtungen 
und Krankenanstalten wird nach den für diese Bereiche geltenden 
Vorschriften gefördert. Die Koordinierung mit dem allgemeinen 
Sportangebot ist sicherzustellen.

§ 2 – Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich
1. Sportorganisationen im Sinne dieser Sportfördersatzung sind Vereine, 
deren Hauptzweck die Durchführung eines selbstorganisierten 
Sportbetriebes ist, und ihre Verbände.
Dazu gehören insbesondere:
- Stadtsportbund Wismar e.V. (SSB)
- die Fachverbände des SSB Wismar e.V.
- die Sportvereine und Betriebssportgemeinschaften.

mit dem KreisSportBund Nordwestmecklenburg e. V. (KSB NWM e. V.) 
sichern,
4. das Ehrenamt im Sport stärken,
5. zur sozialen Stützung von förderungswürdigen Athleten beitragen,
6. den Sportstandort Wismar stärken.

(3) Sportförderung soll die wesentlichen Beweggründe für sportliche 
Betätigung berücksichtigen, insbesondere:
1. die Freude an Spiel, Bewegung, Wettkampf und Leistungen wecken,
2. Gesundheit und Leistungsfähigkeit erhalten und wiederherstellen,
3. die Freizeit aktiv gestalten,
4. einen Beitrag zur Erziehung und Bildung leisten.
(4) Unabhängig von der sozialen Stellung, vom Alter, dem Geschlecht, der 
Rasse und der Weltanschauung besteht für jeden Bürger der Hansestadt 
Wismar das Recht, sich zur Ausübung von sportlicher Betätigung in freien, 
unabhängigen und gemeinnützigen Organisationen, Verbänden und 
Vereinigungen des Sports zusammenzuschließen.
(5) Sport in Kindertagesstätten, Schulen, Hochschule, Senioreneinrichtungen 
und Krankenanstalten wird nach den für diese Bereiche geltenden 
Vorschriften gefördert. Die Koordinierung mit dem allgemeinen 
Sportangebot ist sicherzustellen.

§ 2 – Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich
(1) Sportorganisationen im Sinne dieser Sportfördersatzung sind Vereine, 
deren Hauptzweck die Durchführung eines selbstorganisierten 
Sportbetriebes ist, und ihre Verbände.
Dazu gehören insbesondere der KSB NWM e. V., die Fachverbände des KSB 
NWM e. V. und die Sportvereine und Betriebssportgemeinschaften.
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2. Sportanlagen im Sinne dieser Sportfördersatzung sind insbesondere:
- Sportplätze und andere Sportflächen,
- Sporthallen und –räume,
- Wassersportanlagen,
- spezielle Anlagen für einzelne Sportarten (Reitsport, Schießsport, Tennis, 
Kegeln und andere),
-  Räumlichkeiten für soziale und Verwaltungszwecke, die im 
Zusammenhang mit sportlichen Maßnahmen stehen,
- andere öffentliche Sportanlagen, die sich auf dem Territorium der 
Hansestadt Wismar befinden. 

§ 3 – Voraussetzungen der Förderung von Sportorganisationen
1. Als förderungswürdig ist eine Sportorganisation mit ihren Vereinen und 
Verbänden anzuerkennen, wenn sie gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Sports verfolgt und nachweist, dass sie auf ihrem Fachgebiet sachgerechte, 
zweckentsprechende und wirtschaftliche Arbeit leistet sowie die Gewähr für 
eine ordnungsgemäße Geschäftsführung bietet. Der innere Aufbau und die 
Tätigkeit der Sportorganisationen müssen demokratischen Grundsätzen 
entsprechen.
2. Sportorganisationen, die dem Stadtsportbund Wismar e.V. unmittelbar 
oder mittelbar angehören, gelten grundsätzlich als anerkannt. 

3. Der Deutsche Sportbund, die ihm angeschlossenen Spitzenverbände und 
das Nationale Olympische Komitee für Deutschland können gefördert 
werden, soweit sie Maßnahmen und Aktivitäten in der Hansestadt Wismar 
durchführen.
4. Professionell betriebener Sport wird nach dieser Sportfördersatzung 
grundsätzlich nicht gefördert. 

§ 4 – Mittel der Sportförderung
Der Sport wird insbesondere gefördert durch:
- Bau und Bereitstellung von Sportanlagen sowie Bereitstellung von 

(2) Sportstätten im Sinne dieser Sportfördersatzung sind insbesondere:
1. Sportplätze und andere Sportflächen,
2. Sporthallen und –räume,
3. Wassersportanlagen,
4. spezielle Anlagen für einzelne Sportarten (Reitsport, Schießsport, Tennis, 
Kegeln und andere),
5. Räumlichkeiten für soziale und Verwaltungszwecke, die im 
Zusammenhang mit sportlichen Maßnahmen stehen,
6. andere öffentliche Sportstätten, die sich auf dem Gemeindegebiet der 
Hansestadt Wismar befinden.

§ 3 – Voraussetzungen der Förderung von Sportorganisationen
(1) Als förderungswürdig ist eine Sportorganisation mit ihren Vereinen und 
Verbänden anzuerkennen, wenn sie gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Sports verfolgt und nachweist, dass sie auf ihrem Fachgebiet sachgerechte, 
zweckentsprechende und wirtschaftliche Arbeit leistet sowie die Gewähr für 
eine ordnungsgemäße Geschäftsführung bietet. Der innere Aufbau und die 
Tätigkeit der Sportorganisationen müssen demokratischen Grundsätzen 
entsprechen.
(2) Sportorganisationen mit Sitz in der Hansestadt Wismar, die dem KSB 
NWM e. V. unmittelbar oder mittelbar angehören, gelten grundsätzlich als 
anerkannt.
(3) Der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) und die ihm 
angeschlossenen Spitzenverbände und das Nationale Olympische Komitee 
für Deutschland können gefördert werden, soweit sie Maßnahmen und 
Aktivitäten in der Hansestadt Wismar durchführen.
(4) Professionell betriebener Sport wird nach dieser Sportfördersatzung 
grundsätzlich nicht gefördert.

§ 4 – Mittel der Sportförderung
Der Sport wird insbesondere gefördert durch:
1. Bau und Bereitstellung von Sportstätten sowie Bereitstellung von 
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sonstigen Flächen für sportliche Betätigung,
- Vermietung und Verpachtung kommunaler Sportstätten und Gebäude, 
soweit in der jeweiligen Anlage vorhanden,
- Zuwendungen,
- unentgeltliche Leistungen der Verwaltung

§ 5 – Unterstützung von Sportveranstaltungen anerkannter 
Sportorganisationen, kostenlose Nutzung
1. Bei der Organisation von Sportveranstaltungen, die von besonderer 
sportpolitischer Bedeutung sind und von anerkannten Sportorganisationen 
durchgeführt werden, hat der/die Bürgermeister/Bürgermeisterin die 
Veranstalter zu beraten, wenn sie dies rechtzeitig beantragen.
2. Für Sportveranstaltungen im Sinne des Absatzes 1, die nach Entscheidung 
des/der Bürgermeisters/Bürgermeisterin von besonderer sportpolitischer 
Bedeutung sind, kann die Hansestadt Wismar eine kostenlose Nutzung 
gewähren.
3. Das Nähere regeln Verwaltungsvorschriften. 

II. Sportanlagen
§ 6 – Grundsätze der Planung und Beteiligung
1. Bei der Planung und beim Bau von öffentlichen und öffentlich 
geförderten Sportanlagen ist eine bedarfsgerechte Versorgung der 
Bevölkerung anzustreben. Auf eine gleichwertige Versorgung der Stadtteile 
ist hinzuwirken. Dabei sollen die Belange des schulischen Sports 
gleichrangig berücksichtigt werden.
2. Öffentliche Sportanlagen und Sportanlagen auf kommunalen 
Grundstücken, die in der Bauleitplanung für eine Sportnutzung vorgesehen 
sind, sowie Flächen, die dem Freizeitsport dienen, dürfen zugunsten anderer 
Nutzungen nur aufgegeben werden, wenn das öffentliche Interesse an einer 
anderen Nutzung überwiegt und zum Zeitpunkt der Aufgabe – soweit 
verfügbar- Ersatzanlagen bereitstehen. Sonstige Sportanlagen auf 

sonstigen Flächen für sportliche Betätigung,
2. Vermietung und Verpachtung kommunaler Sportstätten und Gebäude, 
soweit in der jeweiligen Anlage vorhanden,
3. Zuwendungen,
4. unentgeltliche Leistungen der Verwaltung.

§ 5 – Unterstützung von Sportveranstaltungen anerkannter 
Sportorganisationen, kostenlose Nutzung
(1) Bei der Organisation von Sportveranstaltungen, die von besonderer 
sportpolitischer Bedeutung sind und von anerkannten Sportorganisationen 
durchgeführt werden, soll der Bürgermeister die Veranstalter beraten, wenn 
sie dies rechtzeitig beantragen.
(2) Für Sportveranstaltungen im Sinne des Absatzes 1, die nach 
Entscheidung des Bürgermeisters von besonderer sportpolitischer Bedeutung 
sind, kann die Hansestadt Wismar eine kostenlose Nutzung der Sportstätten 
gewähren.
(3) Das Nähere regeln Verwaltungsvorschriften. 

II. Sportstätten 
§ 6 – Grundsätze der Planung und Beteiligung
(1) Bei der Planung und beim Bau von öffentlichen und öffentlich 
geförderten Sportstätten ist eine bedarfsgerechte Versorgung der 
Bevölkerung anzustreben. Auf eine bedarfsgerechte Versorgung der 
Stadtteile ist hinzuwirken. Dabei sollen die Belange des schulischen Sports 
gleichrangig berücksichtigt werden.
(2) Öffentliche Sportstätten und Sportstätten auf kommunalen 
Grundstücken, die in der Bauleitplanung für eine Sportnutzung vorgesehen 
sind, sowie Flächen, die dem Freizeitsport dienen, dürfen zugunsten anderer 
Nutzungen nur aufgegeben werden, wenn das öffentliche Interesse an einer 
anderen Nutzung überwiegt und zum Zeitpunkt der Aufgabe – soweit 
verfügbar - Ersatzsportstätten bereitstehen. Sonstige Sportstätten auf 

4



kommunaleigenen Grundstücken sollen zugunsten anderer Nutzungen nur 
aufgegeben werden, wenn das öffentliche Interesse an einer anderen 
Nutzung überwiegt. Zum Zeitpunkt der Aufgabe sollen Ersatzanlagen 
bereitstehen.
Die Feststellung des kommunalen Bedarfs an Sportanlagen ist aufgrund von 
örtlichen Ermittlungen vorzunehmen.
3. Die für eine Nutzung in Betracht kommenden Sportorganisationen und 
Schulen sind bei der Feststellung des Bedarfs, bei der Planung für den 
Neubau, für die wesentliche Umgestaltung und die Änderung der 
Zweckbestimmung öffentlicher Sportanlagen sowie in den Fällen des 
Absatzes 2 durch Anhörung zu beteiligen. Dies wird in der Regel durch 
Anhörung des Stadtsportbundes Wismar e.V. und des Amtes für Kultur, 
Schulverwaltung und Sport sichergestellt.

§ 7 – Sportanlagensanierungsplan
1. Ziele und Maßnahmen der Sportstättensanierung sind in einem 
Sportanlagensanierungsplan darzustellen. Der Sportanlagensanierungsplan 
ist laufend fortzuschreiben. Der Plan und seine Fortschreibungen sind der 
Bürgerschaft zur Genehmigung vorzulegen.
2. Der Sportanlagensanierungsplan ist Grundlage für die Verteilung der 
Mittel im Rahmen der Finanzplanung einschließlich der Investitionsplanung. 
3. Im Sportanlagensanierungsplan sind insbesondere darzustellen:
- Bestand nach Lage, Art und Größe,
- Versorgungsbereiche sowie Grad der Versorgung,
- Bedarf an Sportanlagen mit Angaben der geschätzten 
Investitionsausgaben und Folgekosten,
- Dringlichkeitsstufen bei der Sanierung von Sportanlagen.
4. Sind Sportanlagen nicht mehr sanierungsfähig, muss der Bedarf durch 
Neubauten gedeckt werden.

kommunaleigenen Grundstücken sollen zugunsten anderer Nutzungen nur 
aufgegeben werden, wenn das öffentliche Interesse an einer anderen 
Nutzung überwiegt. Zum Zeitpunkt der Aufgabe sollen Ersatzsportstätten 
bereitstehen.
(3) Die Feststellung des kommunalen Bedarfs an Sportstätten ist aufgrund 
von örtlichen Ermittlungen vorzunehmen.
(4) Die für eine Nutzung in Betracht kommenden Sportorganisationen und 
Schulen sind bei der Feststellung des Bedarfs, bei der Planung für den 
Neubau, für die wesentliche Umgestaltung und die Änderung der 
Zweckbestimmung öffentlicher Sportstätten sowie in den Fällen des 
Absatzes 2 durch Anhörung zu beteiligen. Dies wird in der Regel durch 
Anhörung des KSB NWM e. V. und des Amtes für Bildung, Jugend, Sport und 
Förderangelegenheiten sichergestellt.

§ 7 – Sportstättensanierungsplan
(1) Ziele und Maßnahmen der Sportstättensanierung sind in einem 
Sportstättensanierungsplan darzustellen. Der Sportstättensanierungsplan ist 
laufend fortzuschreiben. Der Plan und seine Fortschreibungen sind der 
Bürgerschaft zur Genehmigung vorzulegen.
(2) Der Sportstättensanierungsplan ist Grundlage für die Verteilung der 
Mittel im Rahmen der Finanzplanung einschließlich der Investitionsplanung.
(3) Im Sportstättensanierungsplan sind insbesondere darzustellen:
1. Bestand nach Lage, Art und Größe,
2. Versorgungsbereiche sowie Grad der Versorgung,
3. Bedarf an Sportstätten mit Angaben der geschätzten 
Investitionsausgaben und Folgekosten,
4. Dringlichkeitsstufen bei der Sanierung von Sportstätten.
(4) Sind Sportstätten nicht mehr sanierungsfähig, muss der Bedarf auf 
andere Weise gedeckt werden. In Betracht kommen hier insbesondere der 
Neubau, der Umbau oder der Kauf bereits bestehender Objekte.
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§ 8 – Anforderungen an Sportanlagen
1. Sportanlagen sind grundsätzlich wettkampfgerecht zu sanieren bzw. zu 
bauen.
2. Eine ausreichende Zahl von öffentlichen Sportanlagen soll für Behinderte 
nutzbar sein.

§ 9 – Anmietung von Sportanlagen
Zur Erweiterung des Angebotes an Sportanlagen können im Einzelfall 
geeignete private Anlagen gemietet und den Sportorganisationen für ihre 
Zwecke in sinngemäßer Anwendung des § 11 überlassen werden.

§ 10 – Vermietung und Verpachtung sonstiger kommunaler Grundstücke 
und Gebäude
Sonstige kommunale Grundstücke und Gebäude können den als 
förderungswürdig anerkannten Sportorganisationen zur Verfügung gestellt 
werden. Die Höhe des Miet- und Pachtzinses wird vom Grundsatz des 
ortsüblichen Entgelts durch Verwaltungsvorschriften geregelt. 

§ 11 – Vergabe und Nutzungsgrundsätze
1. Öffentliche Sportanlagen sollen regelmäßig dem Schulsport und dem 
Übungs-, Wettkampf- und Lehrbetrieb der anerkannten Sportorganisationen 
sowie der sonstigen sportlichen Betätigung dienen. Bei der Vergabe ist eine 
vollständige Auslastung anzustreben. Die Vergabe von Sportanlagen 
übergeordneter Belange zur Durchführung von Trainingsmaßnahmen und 
Wettkämpfen im Spitzensport erfolgt im Einvernehmen mit dem/der 
Bürgermeister/Bürgermeisterin.
2. Öffentliche Sportanlagen können anerkannten Sportorganisationen bei 
vollständiger oder teilweiser Übernahme der Unterhaltung und 
Bewirtschaftung zur vorrangigen Nutzung überlassen werden 
(Pachtverträge). Für andere Nutzungen der öffentlichen Sportanlagen 
werden privatrechtliche Entgelte aufgrund vertraglicher Vereinbarung 
erhoben.

§ 8 – Anforderungen an Sportstätten
(1) Sportstätten sind grundsätzlich wettkampfgerecht zu sanieren bzw. zu 
bauen.
(2) Eine ausreichende Zahl von öffentlichen Sportstätten soll für Menschen 
mit Behinderung nutzbar sein.

§ 9 – Anmietung von Sportstätten
Zur Erweiterung des Angebotes an Sportstätten können im Einzelfall 
geeignete private Anlagen gemietet und den Sportorganisationen für ihre 
Zwecke in sinngemäßer Anwendung des § 11 überlassen werden.

§ 10 – Vermietung und Verpachtung sonstiger kommunaler Grundstücke 
und Gebäude
Sonstige kommunale Grundstücke und Gebäude können den als 
förderungswürdig anerkannten Sportorganisationen zur Verfügung gestellt 
werden. Die Höhe des Miet- und Pachtzinses wird auf Grundlage der 
ortsüblichen Entgelte sowie weiterer objektiver Faktoren festgelegt.

§ 11 – Vergabe und Nutzungsgrundsätze
(1) Öffentliche Sportstätten sollen regelmäßig dem Schulsport und dem 
Übungs-, Wettkampf- und Lehrbetrieb der anerkannten Sportorganisationen 
sowie der sonstigen sportlichen Betätigung dienen. Bei der Vergabe ist eine 
vollständige Auslastung anzustreben. Die Vergabe von Sportstätten 
übergeordneter Belange zur Durchführung von Trainingsmaßnahmen und 
Wettkämpfen im Spitzensport erfolgt im Einvernehmen mit dem/der 
Bürgermeister/Bürgermeisterin.
(2) Öffentliche Sportstätten können anerkannten Sportorganisationen bei 
vollständiger oder teilweiser Übernahme der Unterhaltung und 
Bewirtschaftung zur vorrangigen Nutzung überlassen werden 
(Pachtverträge). Für andere Nutzungen der öffentlichen Sportstätten 
werden privatrechtliche Entgelte aufgrund vertraglicher Vereinbarung 
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3. Die Einzelheiten der Nutzung öffentlicher Sportanlagen werden auf 
Antrag durch eine Vergabekommission festgelegt. Dabei sind folgende 
Vergabegrundsätze zu berücksichtigen:
- Sportanlagen stehen den Schulen während der Schulzeit grundsätzlich bis 
16.00 Uhr zur Verfügung,
- die Bedürfnisse der Sportorganisationen mit Übungs- und 
Wettkampfangeboten haben im notwendigen Umfang Vorrang gegenüber 
dem Freizeit- und Erholungssport. 

III. Finanzielle Förderungsmaßnahmen und notwendige Förderung
§ 12 – Zuwendungen
Die Hansestadt Wismar kann nach dieser Sportfördersatzung und der 
jeweiligen Haushaltssatzung anerkannten Sportorganisationen – auch unter 
Beachtung der Kontinuität laufender Förderprogramme – Zuwendungen 
gewähren. Ein rechtlicher Anspruch besteht jedoch nicht.
Zuwendungen werden gewährt für:
1. Aus- und Weiterbildung sowie Beschäftigung von haupt- und 
nebenberuflichen Trainern und Übungsleitern,
2. zeitlich beschränkte und fortlaufende Trainingsmaßnahmen,
3. Talentsuche,
4. Durchführung von Wettkämpfen in Wismar und Teilnahme an 
auswärtigen Wettkämpfen und Trainingslagern,
5. Modellmaßnahmen,
6. Kauf, Errichtung, Unterhaltung und Bewirtschaftung von Sportanlagen 
einschließlich des notwendigen Grunderwerbs,
7. Umweltschutzmaßnahmen zur Sicherstellung des Sportbetriebes,
8. Sportangebote an Nichtmitglieder,
9. Sportangebote für Behinderte.
Die Vereine und Verbände, die dem Stadtsportbund Wismar e.V. unmittelbar 
oder mittelbar angehören, können die für sie vorgesehenen öffentlichen 
Fördermittel über den SSB Wismar e.V. erhalten. In Ausnahmefällen können 

erhoben.
(3) Die Einzelheiten der Nutzung öffentlicher Sportstätten werden auf 
Antrag durch eine Vergabekommission festgelegt. Dabei sind folgende 
Vergabegrundsätze zu berücksichtigen:
1. Sportstätten stehen den Schulen während der Schulzeit grundsätzlich bis 
16:00 Uhr zur Verfügung.
2. Die Bedürfnisse der Sportorganisationen mit Übungs- und 
Wettkampfangeboten haben im notwendigen Umfang Vorrang gegenüber 
dem Freizeit- und Erholungssport.

III. Finanzielle Förderungsmaßnahmen und notwendige Förderung
§ 12 – Zuwendungen
(1) Die Hansestadt Wismar kann nach dieser Sportfördersatzung und der 
jeweiligen Haushaltssatzung anerkannten Sportorganisationen – auch unter 
Beachtung der Kontinuität laufender Förderprogramme – Zuwendungen 
gewähren. Ein rechtlicher Anspruch besteht jedoch nicht.
(2) Zuwendungen werden gewährt für:
1. Aus- und Weiterbildung sowie Beschäftigung von haupt- und 
nebenberuflichen Trainern und Übungsleitern,
2. zeitlich beschränkte und fortlaufende Trainingsmaßnahmen,
3. Talentsuche,
4. Durchführung von Wettkämpfen in Wismar und Teilnahme an 
auswärtigen Wettkämpfen und Trainingslagern,
5. Modellmaßnahmen,
6. Kauf, Errichtung, Unterhaltung und Bewirtschaftung von Sportstätten 
einschließlich des notwendigen Grunderwerbs,
7. Umweltschutzmaßnahmen zur Sicherstellung des Sportbetriebes,
8. Sportangebote an Nichtmitglieder,
9. Sportangebote für Menschen mit Behinderung.
(3) Die Vereine und Verbände mit Sitz in der Hansestadt Wismar, die 
dem KSB NWM e. V. unmittelbar oder mittelbar angehören, können die für 
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den Vereinen und Verbänden Zuwendungen unmittelbar gewährt werden. 
Der SSB Wismar e.V. hat seinen Haushalt, soweit es die Verwendung 
öffentlicher Mittel betrifft, mit der Hansestadt Wismar abzustimmen und 
durch diese genehmigen zu lassen. 

Einzelheiten über Vergabe und Verwendungskontrolle der Zuwendungen 
werden im Zuwendungsbescheid geregelt, der für das jeweilige Programm 
alle notwendigen materiellen und formellen Vorschriften enthalten soll. 
Die zuwendungsrechtlichen Regelungen sind auf ein unverzichtbares 
Mindestmaß zu begrenzen und so einfach wie möglich zu gestalten. 
Zuwendungen für die Beschäftigung von Personen sind nach den 
Erfordernissen des Sports und des wirtschaftlichen Einsatzes der 
Förderungsmittel zu bemessen. 
Die Sportvereine und Verbände erhalten die Möglichkeit, in den 
Sportstätten, in denen sie laut Vertrag Nutzer bzw. Pächter sind, die 
Einnahmen aus Bandenwerbung etc. im Verein als Förderungsbeitrag der 
Kommune zu verwenden. 

§ 13 – Freizeit- und Erholungsprogramme
Zur Ergänzung von Vereinsangeboten können die Fachverbände, bei 
Vorliegen eines Bedarfs, Freizeit- und Erholungsprogramme anbieten.
Vereine und Verbände können dabei durch Zuwendungen und Bereitstellung 
von Sportanlagen unterstützt werden.
 

sie vorgesehenen öffentlichen Fördermittel über den KSB NWM e. V. 
beantragen. In Ausnahmefällen können den Vereinen und Verbänden 
Zuwendungen unmittelbar gewährt werden. Auf Empfehlung des KSB reicht 
die Stadt die öffentlichen Fördermittel direkt an die Vereine aus. Die 
Entscheidung für die Verteilung der öffentlichen Fördermittel obliegt allein 
der Stadt.
Anträge auf Zuschüsse bis 1.000 EUR können von der Verwaltung der 
Hansestadt Wismar bewilligt werden. Bei Anträgen auf Zuschüsse über 
1.000 EUR  gibt der Ausschuss  für Kultur, Sport, Jugend, Bildung und 
Soziales dem/der Bürgermeister/in eine Empfehlung.
(4) Einzelheiten über Vergabe und Verwendungskontrolle der Zuwendungen 
werden im Zuwendungsbescheid geregelt, der für das jeweilige Programm 
alle notwendigen materiellen und formellen Vorschriften enthalten soll.
(5) Die zuwendungsrechtlichen Regelungen sind auf ein unverzichtbares 
Mindestmaß zu begrenzen und so einfach wie möglich zu gestalten. 
Zuwendungen für die Beschäftigung von Personen sind nach den 
Erfordernissen des Sports und des wirtschaftlichen Einsatzes der 
Förderungsmittel zu bemessen. 
(6) Die Sportvereine und Verbände erhalten die Möglichkeit, in den 
Sportstätten, in denen sie laut Vertrag Nutzer bzw. Pächter sind, die 
Einnahmen aus Bandenwerbung etc. im Verein als Förderungsbeitrag der 
Hansestadt Wismar zu verwenden.

§ 13 – Freizeit- und Erholungsprogramme
Zur Ergänzung von Vereinsangeboten können die Fachverbände, bei 
Vorliegen eines Bedarfs, Freizeit- und Erholungsprogramme anbieten.
Vereine und Verbände können dabei durch Zuwendungen und Bereitstellung 
von Sportstätten unterstützt werden.
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IV. Zusammenarbeit zwischen den Organisationen des Sports und der
Stadtverwaltung
§ 14 – Grundsätze der Zusammenarbeit
Die anerkannten Sportorganisationen und die öffentliche Verwaltung sollen 
sich gegenseitig beraten, anregen und unterstützen sowie bei der 
Durchführung dieser Sportfördersatzung partnerschaftlich 
zusammenarbeiten. Die Eigenständigkeit der Sportorganisationen ist zu 
gewährleisten.
§ 15 – Beteiligung des Stadtsportbundes Wismar e. V.
Bei der Aufstellung von Stadtentwicklungs-, Bauleit- und Bebauungsplänen, 
die die Belange des Sports berühren, ist der SSB Wismar e.V. durch 
Anhörung zu beteiligen. 

§ 16 – Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer  Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung zur Förderung des Sports vom 29.08.1991 
außer Kraft. 

Dr. Rosemarie Wilcken
Bürgermeisterin 

IV. Zusammenarbeit zwischen den Organisationen des Sports und der
Stadtverwaltung
§ 14 – Grundsätze der Zusammenarbeit
Die anerkannten Sportorganisationen und die öffentliche Verwaltung sollen 
sich gegenseitig beraten, anregen und unterstützen sowie bei der 
Durchführung dieser Sportfördersatzung partnerschaftlich 
zusammenarbeiten. Die Eigenständigkeit der Sportorganisationen ist zu 
gewährleisten.
§ 15 – Beteiligung des KreisSportBundes Nordwestmecklenburg e. V.
Bei der Aufstellung von Stadtentwicklungs-, Bauleit- und Bebauungsplänen, 
die die Belange des Sports berühren, ist der KSB NWM e. V. durch Anhörung 
zu beteiligen.

§ 16 – Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am TT.MM.JJJJin Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung zur Förderung des Sports vom 30.01.2001 i.d.F. 
der 1.Änderungssatzung vom 30.06.2005 außer Kraft.

Wismar, den TT.MM.JJJJ

Thomas Beyer
Bürgermeister

9



Nr.: VO/2016/1654

Status: öffentlich

Datum: 14.01.2016

Verfasser: Brosig, Frank

Vorlage

Federführend:
32.4 Abt. Allgemeine Ordnungsangelegenheiten

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
1 Büro der Bürgerschaft
10.5 Abt. Recht und Vergabe
32 ORDNUNGSAMT

Landtagswahl 2016, Gemeindewahlleitung

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 25.02.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft wählt Frau Sophie Nowatschin zur stellvertretenden Gemeindewahlleiterin.

Begründung:
Am 04.09.2016 findet die Landtagswahl statt. In Vorbereitung und Durchführung der Wahl sind durch die 
Bürgerschaft eine Gemeindewahlleitung sowie ihre Stellvertretung gemäß § 9 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Wahlen im Land Mecklenburg-Vorpommern (Landes- und Kommunalwahlgesetz – LKWG M-V) zu 
wählen.

Nach § 7 Abs. 2 LKWG M-V sind die Gemeindewahlleitung und Stellvertretung Mitglieder der 
Wahlorganisation. Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter tragen im Rahmen ihrer 
Aufgaben die Verantwortung für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl in der Gemeinde.
Für jeden Wahlkreis zur Landtagswahl werden die Wahlorgane des Landkreises tätig, in deren Grenzen 
der Wahlkreis oder sein größter Teil liegt (§ 7 Abs. 1 Satz 2 LKWG M-V). Die Vorprüfung der 
Wahlergebnisse, die Bestimmung der Anzahl der Briefwahlvorstände, die Vorbereitung und Durchführung 
der Wahlausschusssitzungen zählen u.a. zu den hauptsächlichsten Aufgaben einer Gemeindewahlleiterin 
oder eines Gemeindewahlleiters. Im Falle eines Wahleinspruches legt die Gemeindewahlleitung dem 
Wahlprüfungsausschuss zu jedem Einspruch die vorhandenen Unterlagen und eine Stellungnahme vor.  
Im Verhinderungsfalle nimmt die stellvertretende Gemeindewahlleitung die o.g. Aufgaben wahr.

Die Gemeindewahlleitung ist ein Organ der Gemeinde. Gemeindewahlleiter der Hansestadt Wismar ist 
Herr Frank Brosig. Alle Wahlorgane, Mitglieder von Wahlorganen und deren Stellvertretungen (Mitglieder 
der Wahlorganisation) üben ihre Tätigkeit überparteilich und unabhängig aus. Sie sind zur 
Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten 
verpflichtet.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen



Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu
freiwillig
eine Erweiterung

x Vorgeschrieben durch: § 9 Abs. 3 LKWG M-V



Anlage/n:

Keine Anlagen

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1671-01

Status: öffentlich

Datum: 03.03.2016

Verfasser: Huschner, Nobert

Vorlage

Federführend:
13.3 Tourismuszentrale

Beteiligt:
I Bürgermeister
III Senatorin
10 AMT FÜR ZENTRALE DIENSTE
13 AMT FÜR WELTERBE, TOURISMUS UND KULTUR

Einführung von wismarPLUS (Kombiticket für attraktive Ermäßigungen in 

öffentlichen und privaten Institutionen)

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Beschlussvorschlag:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die Einführung von wismarPLUS für 
einen Verkaufspreis von 12,00 EUR zum 01. April 2016.

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die als Anlage 1 beigefügte 
Entgeltordnung für touristische Einrichtungen zum 01. April 2016.

Begründung:

Die Hansestadt Wismar, Amt für Welterbe, Tourismus und Kultur, Abteilung Tourismuszentrale 
bietet ab 01. April 2016 ein Kombiticket aus diversen städtischen Angeboten und Angeboten 
von privaten Institutionen unter dem Namen wismarPLUS an. Die beteiligten Partner sind in 
Anlage 4 aufgeführt.

wismarPLUS beinhaltet eine Vielzahl von unterschiedlichen Vergünstigungen, welche den 
Inhaber der Karte während des Kalenderjahres 2016 berechtigt, jede Offerte einmalig in 
Anspruch zu nehmen. D. h. alle beteiligten Partner von wismarPLUS bündeln ihre individuellen 
Leistungen zu einem gemeinsamen Angebot, welches attraktive Ermäßigungen auf jede einzelne 
Offerte bietet.

wismarPLUS ist jeweils für ein laufendes Kalenderjahr gültig.

Für den Erwerb von wismarPLUS ist ein Entgelt in Höhe von 12,00 EUR zu entrichten. In diesem 
Entgelt ist die Umsatzsteuer nach dem Umsatzsteuergesetz in der jeweils geltenden Fassung und 
der jeweils geltenden Höhe enthalten. In der Anlage 2 wird die Kalkulation des 
Einzelverkaufspreises für wismarPLUS dargestellt.



Im Verkaufspreis von 12,00 EUR ist ein Tagesticket 1+ für die Nutzung des öffentlichen 
Personennahverkehrs im Stadtgebiet Wismars enthalten. Alle weiteren Leistungen werden direkt 
bei Inanspruchnahme beim Leistungsgeber entrichtet.

Bei Anwendung aller Angebote von wismarPLUS erzielt der Kartennutzer eine Ersparnis in Höhe 
von 30,00 EUR. Eine detaillierte Beispielrechnung veranschaulicht die Anlage 4.

Mit der Einführung von wismarPLUS wird das derzeit bestehende Kombiticket für die 
touristischen Einrichtungen entbehrlich. Aus diesem Grunde bedarf es des Beschlusses der 
geänderten Fassung der Entgeltordnung für touristische Einrichtungen (Anlage 1). Die 
entsprechenden Änderungen sind der beigefügten Synopse (Anlage 3) zu entnehmen.

Mit wismarPLUS wird ein neues Produkt den touristischen Markt bereichern. Am Ende des 
laufenden Kalenderjahres wird die Abteilung Tourismuszentrale gemeinsam mit den beteiligten 
Partnern eine Evaluierung vornehmen und entscheiden ob bzw. in welcher Form wismarPLUS 
weitergeführt werden wird.

Bei Betrachtung der Besucherstatistik in den touristischen Einrichtungen der Hansestadt Wismar 
ist augenfällig, dass es in fast allen Einrichtungen zum Teil signifikante Steigerungsraten gab. 
Bezeichnend ist jedoch auch, dass das Besucherinteresse im Ausstellungsbereich des 
Rathauskellers seit Einführung der Entgeltordnung für touristische Einrichtungen zum Ende 
2014 stark rückläufig war. Von knapp 26.000 Besuchern im Jahr 2014 sank die Zahl der 
Besucher im folgenden Kalenderjahr auf 5.000.

Besucherstatistik:
             St. Marien      St. Georgen    Rathauskeller     Tourist-Info            WEH
2014        131.000           158.000              26.000             99.000          28.000 (7 Monate)
2015        146.000           209.000                 5.000           138.000         65.000

Neben dem mangelnden Besucherinteresse ist die Tatsache nicht von der Hand zu weisen, dass 
die 1996 konzipierte Ausstellung in weiten Teilen verschlissen und nicht mehr zeitgemäß ist. 
Eine Modifizierung hat in all den Jahren nicht stattgefunden, die Ausstellungsinhalte müssten in 
allen Bereichen überarbeitet werden. Dieses ist nicht kostenneutral realisierbar und vor allem 
nicht sinnvoll, da das Welt-Erbe-Haus und die künftige Ausstellung im Museum in ihren 
Ausstellungen bereits die stadtgeschichtlichen Themen in Gänze abdecken.

Derzeit kommt erschwerend hinzu, dass die für die historische Raumfassung erforderlichen 
Feuchtigkeitswerte zu hoch sind, so dass Kulturgut aus konservatorischen Gründen nicht museal 
präsentiert werden kann.

Aus diesen Gründen soll die Ausstellung im Rathauskeller ab 01. April 2016 aus der 
Entgeltordnung für touristische Einrichtungen herausgelöst werden. Die Ausstellung wird 
weiterhin für Besucher zugänglich bleiben und regelmäßig geöffnet werden. Ab 01. April 2016 
wird diese Ausstellung nicht mehr entgeltpflichtig sondern auf Spendenbasis zu besichtigen 
sein.

Dieser Zustand wird für den Zeitraum beibehalten werden, bis ein neues Nutzungskonzept 
erarbeitet und realisiert wird.

Diese neue Konzeption könnte unter anderem eine temporäre Nutzung für Veranstaltungen (wie 
z. B. am Tag des offenen Denkmals, zum Ostermarkt, anlässlich des Weihnachtsmarktes, 
anlässlich des Handwerkermarktes, Kunstversteigerungen, Konzerte, Lesungen etc.) sein.



Eine weitere Möglichkeit stellt die Einbeziehung der Räumlichkeit bei Stadtführungen, z. B. zur 
Thematik „Wismar unterirdisch“ oder zum Themenschwerpunkt „aktuelles Wismar“ dar.

Ebenfalls zur Disposition steht ein neues Ausstellungskonzept zur Thematik „Genuss zur 
Hansezeit“. Eine Realisierung ist jedoch mit Kosten verbunden, zum einen für die musealen Teile 
wie die Ausstellungsgestaltung, die Herstellung von Repliken, Ergänzungen des 
Ausstellungsmobiliars, Beleuchtung, Transport und Aufbau der Ausstellung. Als weiterer 
Kostenblock ist der operative Betrieb einer solchen Ausstellung zu betrachten, wie Aufsicht, 
Reinigung, Wartung der Technik, Werbung, Kassenbetrieb und entsprechende touristische 
Angebote samt des Marketings.

Die zuständigen Fachabteilungen sind damit beauftragt Vorschläge für die zukünftige Nutzung 
zu erarbeiten. Über die weitere Nutzung des Rathauskellers wird entsprechend informiert.

Die modifizierte Entgelterhebung für den Besuch des Rathauskellers hat in der veränderten 
Fassung der Entgeltordnung für touristische Einrichtungen der Hansestadt Wismar 
gleichermaßen Berücksichtigung gefunden (Anlage 1).

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
X Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 57503.4629930
/03

Ertrag in Höhe von 60.000,00 
€

Produktkonto /Teilhaushalt: 57503.5xxxxxx/
03

Aufwand in Höhe von 42.100,00 
€

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: 57503.6629910
/03

Einzahlung in Höhe von 60.000,00 
€

Produktkonto /Teilhaushalt: 57503.7xxxxxx/
03

Auszahlung in Höhe von 42.100,00 
€

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):



2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
X neu
X freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Entgeltordnung für die Nutzung touristischer 
Einrichtungen in der Hansestadt Wismar

Stand: 29.02.2016

Präambel

Aufgrund des § 22 Abs. 3 Nr. 11 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern
(Kommunalverfassung - KV M-V) in der Fassung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777) hat
die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar in ihrer Sitzung am 31. März 2016 folgende
Entgeltordnung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Die St.-Georgen-Kirche und der Kirchturm von St.-Marien (im Rahmen des Besuchs der dort unterge-
brachten Ausstellung) sind öffentliche Einrichtungen. Das Nutzungsverhältnis ist privatrechtlich
ausgestaltet. Es entsteht nach Maßgabe der folgenden Vorschriften, die diesem zugrunde liegen.

§ 2
Grundsätze der Entgelterhebung, zahlungspflichtige Personen, Fälligkeit

(1) Die Hansestadt Wismar erhebt für die Nutzung der Aussichtsplattform der St.-Georgen-Kirche, für 
die geführte Turmbesteigung des Kirchturms von St.-Marien und für die Filmvorführung in der 
Ausstellung von St.-Marien Entgelte nach Maßgabe dieser Entgeltordnung.

(2) Zur Zahlung der Entgelte ist verpflichtet, wer die Aussichtsplattform der St.-Georgen-Kirche nutzt,
wer die geführte Turmbesteigung des St.-Marien-Kirchturms in Anspruch nimmt und wer die 
Filmvorführung in der Ausstellung von St.-Marien besucht. Mehrere Zahlungspflichtige haften 
gesamtschuldnerisch.

(3) Das Vertragsverhältnis und die Entgeltpflicht entstehen mit dem Betreten des Aufzugs zur 
Auffahrt auf die Aussichtsplattform der St.-Georgen-Kirche, mit dem Betreten des 
Treppenbereiches zum Aufgang auf den St.-Marien-Kirchturm und mit dem Betreten der 
Filmvorführung in der Mittelkapelle des St.-Marien-Kirchturms.

(4) Die Entgelte werden
1. mit dem Beginn der Aufzugsbenutzung in der St.-Georgen-Kirche, spätestens mit dessen Ende 

fällig.
2. Mit dem Beginn der Nutzung des Treppenbereiches im St.-Marien-Kirchturm, spätestens nach 

Ende der geführten Turmbesteigung fällig.
3. Mit dem Beginn der Filmvorführung im St.-Marien-Kirchturm, spätestens mit Ende der 

Filmvorführung fällig.
Unmittelbar vor Beginn der tatsächlichen Benutzung kann die Hansestadt Wismar zur Sicherung 
ihrer Ansprüche Vorauszahlungen in Höhe des für die vorgesehene Benutzung entstehenden 
Entgeltanspruches verlangen.



§ 3
Entgelthöhe

(1) Für die Nutzung der in § 1 genannten touristischen Einrichtungen sind Entgelte zu 
entrichten.

(2) Inhaberinnen und Inhaber einer Eintrittskarte sind zur/zum 
1. einmaligen Nutzung der Aussichtsplattform der St.-Georgen-Kirche oder
2. einmaligen Teilnahme an der geführten Turmbesteigung des Kirchturmes von St.-

Marien oder 
3. einmaligen Besuch der Filmvorführung im Kirchturm von St.-Marien berechtigt.

Für den Erwerb eines Tickets sind folgende Entgelte zu entrichten:

Entgelttatbestand Eintrittskarte Entgelthöhe pro Person

Erwachsene 3,00 €

Schüler, Studenten, Auszubildende, schwerbehinderte Menschen, 
Empfängerinnen bzw. Empfänger 

a) von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII,
b) von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB

XII und
c) von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld nach dem SGB II, sowie

Inhaber von wismarPLUS
Ermäßigungen werden nur gegen Vorlage des entsprechenden Ausweises bzw. 
eines sonstigen Nachweises gewährt.

2,00 €

Kinder bis 6 Jahre
(Die Begleitung durch einen Erwachsenen ist erforderlich)

entgeltfrei

Gruppen ab 15 Personen 2,50 €

Schülergruppen ab 15 Personen 
(ausschließlich für den Besuch der Filmvorführung in St.-Marien)

1,50 €

(3) In den in dieser Entgeltordnung festgesetzten Entgelten ist die Umsatzsteuer nach dem 
Umsatzsteuergesetz in der jeweils geltenden Fassung und in der jeweils geltenden Höhe 
enthalten.

(4) Auf Antrag der zahlungspflichtigen Person kann die Hansestadt Wismar ein ermäßigtes 
Entgelt erheben oder von der Ergebung ganz absehen, wenn eine Entgeltermäßigung aus 
Billigkeitsgründen angebracht erscheint. 

§ 4
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Entgeltordnung tritt am 01.04.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Entgeltordnung der
Hansestadt Wismar zur Nutzung touristischer Einrichtungen vom 17.11.2014 außer Kraft.

Wismar,

Thomas Beyer
Bürgermeister



Kosten pro Karte

0,63 €

Marketingkosten 0,10 €
Personalkosten 2,61 €

Verwaltungsgemeinkosten 0,52 €    5 Min. Personalaufwand 

Sachkosten 0,50 €
3,94 €    70% der Kartennutzer

Provisionen (10%) an Wiederverkäufer 0,12 €    jedes 10. Ticket 
Summe netto 8,42 €  

Summe brutto 10,02 €  

  

Verkaufspreis pro Karte 12,00 €

Kalkulation Verkaufpreis

Druckkosten WismarCard

Durchlfd. Posten Nahverkehr Tagesticket



Anlage 3   Synopse

Geltende Entgeltordnung für die Nutzung touristischer Einrichtungen in 
der Hansestadt Wismar

Lesefassung des Änderungsvorschlages

Präambel

Aufgrund des § 22 Abs. 3 Nr. 11 der Kommunalverfassung für das Land
Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalverfassung - KV M-V) in der Fassung
vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777) hat die Bürgerschaft der
Hansestadt Wismar in ihrer Sitzung am 31. März 2016 folgende Entgelt-
ordnung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Die St.-Georgen-Kirche und der Kirchturm von St.-Marien (im Rahmen des
Besuchs der dort untergebrachten Ausstellung) sowie die Ausstellungsräume
des Rathauskellers sind öffentliche Einrichtungen. Das Nutzungsverhältnis
ist privatrechtlich ausgestaltet. Es entsteht nach Maßgabe der folgenden
Vorschriften, die diesem zugrunde liegen.

§ 2
Grundsätze der Entgelterhebung, zahlungspflichtige Personen, Fälligkeit

(1) Die Hansestadt Wismar erhebt für die Nutzung der Aussichtsplatt-
form der St.-Georgen-Kirche, für die geführte Turmbesteigung des 
Kirchturms von St.-Marien, für die Filmvorführung in der Ausstellung
von St.-Marien und den Besuch der Ausstellung im Rathauskeller 
Entgelte nach Maßgabe dieser Entgeltordnung.

(2) Zur Zahlung der Entgelte ist verpflichtet, wer die Aussichtsplattform 
der St.-Georgen-Kirche nutzt, wer die geführte Turmbesteigung des 
St.-Marien-Kirchturms in Anspruch nimmt, wer die Filmvorführung 
in der Ausstellung von St.-Marien besucht und wer die Ausstellung 
im Rathauskeller begeht. Mehrere Zahlungspflichtige haften 

Präambel

Aufgrund des § 22 Abs. 3 Nr. 11 der Kommunalverfassung für das Land
Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalverfassung - KV M-V) in der Fassung
vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777) hat die Bürgerschaft der
Hansestadt Wismar in ihrer Sitzung am 31. März 2016 folgende Entgelt-
ordnung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Die St.-Georgen-Kirche und der Kirchturm von St.-Marien (im Rahmen des
Besuchs der dort untergebrachten Ausstellung) sind öffentliche
Einrichtungen. Das Nutzungsverhältnis ist privatrechtlich ausgestaltet. Es
entsteht nach Maßgabe der folgenden Vorschriften, die diesem zugrunde
liegen.

§ 2
Grundsätze der Entgelterhebung, zahlungspflichtige Personen, Fälligkeit

(1) Die Hansestadt Wismar erhebt für die Nutzung der Aussichtsplatt-
form der St.-Georgen-Kirche, für die geführte Turmbesteigung des 
Kirchturms von St.-Marien und für die Filmvorführung in der Aus-
stellung von St.-Marien Entgelte nach Maßgabe dieser Entgeltord-
nung.

(2) Zur Zahlung der Entgelte ist verpflichtet, wer die Aussichtsplattform 
der St.-Georgen-Kirche nutzt, wer die geführte Turmbesteigung des 
St.-Marien-Kirchturms in Anspruch nimmt und wer die Filmvor-
führung in der Ausstellung von St.-Marien besucht. Mehrere Zah-
lungspflichtige haften gesamtschuldnerisch.



gesamtschuldnerisch.
(3) Das Vertragsverhältnis und die Entgeltpflicht entstehen mit dem 

Betreten des Aufzugs zur Auffahrt auf die Aussichtsplattform der 
St.-Georgen-Kirche, mit dem Betreten des Treppenbereiches zum 
Aufgang auf den St.-Marien-Kirchturm, mit dem Betreten der 
Filmvorführung in der Mittelkapelle des St.-Marien-Kirchturms bzw. 
mit dem Betreten der Ausstellung im Rathauskeller.

(4) Die Entgelte werden
1. mit dem Beginn der Aufzugsbenutzung in der St.-Georgen-

Kirche, spätestens mit dessen Ende fällig.
2. Mit dem Beginn der Nutzung des Treppenbereiches im St.-

Marien-Kirchturm, spätestens nach Ende der geführten 
Turmbesteigung fällig.

3. Mit dem Beginn der Filmvorführung im St.-Marien-Kirchturm, 
spätestens mit Ende der Filmvorführung fällig.

4.   Mit dem Beginn des Besuchs der Ausstellung im Rathauskeller, 
spätestens mit dessen Ende fällig.

Unmittelbar vor Beginn der tatsächlichen Benutzung kann die
           Hansestadt Wismar zur Sicherung ihrer Ansprüche Vorauszahlungen
           in Höhe des für die vorgesehene Benutzung entstehenden 

Entgeltanspruches verlangen.

§ 3
Entgelthöhe

(1) Für die Nutzung der in § 1 genannten touristischen Einrichtungen sind 
Entgelte zu entrichten. Es können Einzeltickets oder Kombitickets für die
Nutzung erworben werden.

(2) Inhaberinnen und Inhaber einer Eintrittskarte sind zur/zum 
1. einmaligen Nutzung der Aussichtsplattform der St.-Georgen-

Kirche oder

(3) Das Vertragsverhältnis und die Entgeltpflicht entstehen mit dem 
Betreten des Aufzugs zur Auffahrt auf die Aussichtsplattform der 
St.-Georgen-Kirche, mit dem Betreten des Treppenbereiches zum 
Aufgang auf den St.-Marien-Kirchturm und mit dem Betreten der 
Filmvorführung in der Mittelkapelle des St.-Marien-Kirchturms.

(4) Die Entgelte werden
1. mit dem Beginn der Aufzugsbenutzung in der St.-Georgen-

Kirche, spätestens mit dessen Ende fällig.
2. Mit dem Beginn der Nutzung des Treppenbereiches im St.-

Marien-Kirchturm, spätestens nach Ende der geführten 
Turmbesteigung fällig.

3. Mit dem Beginn der Filmvorführung im St.-Marien-Kirchturm, 
spätestens mit Ende der Filmvorführung fällig.

Unmittelbar vor Beginn der tatsächlichen Benutzung kann die
            Hansestadt Wismar zur Sicherung ihrer Ansprüche Vorauszahlungen
            in Höhe des für die vorgesehene Benutzung entstehenden 

Entgeltanspruches verlangen.

§ 3
Entgelthöhe

(1) Für die Nutzung der in § 1 genannten touristischen
Einrichtungen sind Entgelte zu entrichten.

(2) Inhaberinnen und Inhaber einer Eintrittskarte sind zur/zum 
1. einmaligen Nutzung der Aussichtsplattform der St.-

Georgen-Kirche oder



2. einmaligen Teilnahme an der geführten Turmbesteigung des 
Kirchturmes von St.-Marien oder 

3. einmaligen Besuch der Filmvorführung im Kirchturm von St.-
Marien oder

4.   einmaligen Besuch der Ausstellung im Rathauskeller
berechtigt.

Für den Erwerb eines Einzeltickets sind folgende Entgelte zu entrichten:

Entgelttatbestand Einzelticket Entgelthöhe 
pro Person

Erwachsene 3,00 €

Schüler, Studenten, Auszubildende, schwerbe-
hinderte Menschen sowie Empfängerinnen bzw. 
Empfänger 
a) von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII,

b) von Grundsicherung im Alter und bei
  Erwerbsminderung nach dem SGB XII und
c) von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld nach dem
    SGB II,

Ermäßigungen werden nur gegen Vorlage des 
entsprechenden Ausweises bzw. eines sonstigen 
Nachweises gewährt.

2,00 €

Kinder bis 6 Jahre
(Die Begleitung durch einen Erwachsenen ist 
erforderlich)

entgeltfrei

Gruppen ab 15 Personen 2,50 €

Schülergruppen ab 15 Personen 
-für den Besuch der Filmvorführung in St.-Marien
-für den Besuch der Ausstellung im Rathauskeller

1,50 €

2. einmaligen Teilnahme an der geführten Turmbesteigung 
des Kirchturmes von St.-Marien oder 

3. einmaligen Besuch der Filmvorführung im Kirchturm von 
St.-Marien berechtigt.

Für den Erwerb eines Tickets sind folgende Entgelte zu entrichten:

Entgelttatbestand Eintrittskarte Entgelthöhe pro 
Person

Erwachsene 3,00 €

Schüler, Studenten, Auszubildende, schwerbehinderte 
Menschen, Empfängerinnen bzw. Empfänger 

a) von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB 
XII,

b) von Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung nach dem SGB XII und

c) von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld nach dem
SGB II, sowie

Inhaber von wismarPLUS

Ermäßigungen werden nur gegen Vorlage des 
entsprechenden Ausweises bzw. eines sonstigen 
Nachweises gewährt.

2,00 €

Kinder bis 6 Jahre
(Die Begleitung durch einen Erwachsenen ist 
erforderlich)

entgeltfrei

Gruppen ab 15 Personen 2,50 €

Schülergruppen ab 15 Personen 
(ausschließlich für den Besuch der Filmvorführung in 
St.-Marien)

1,50 €



(3) Die Inhaberinnen und Inhaber des Kombitickets sind berechtigt die 
Aussichtsplattform der St.-     

Georgen-Kirche zu nutzen, an der geführten Turmbesteigung auf den
St.-Marien-Kirchturm und an der Filmvorführung im Kirchturm von 
St.-Marien teilzunehmen sowie die Ausstellung im Rathauskeller zu 
besuchen. Das Kombiticket gilt jeweils für die einmalige Nutzung 
jeder touristischen Einrichtung. Für den Erwerb eine Kombitickets 
sind folgende Entgelte zu entrichten:

Entgelttatbestand Kombiticket Entgelthöhe 
pro Person

Erwachsene 9,00 €

Schüler, Studenten, Auszubildende, 
schwerbehinderte Menschen sowie Empfängerinnen 
bzw. Empfänger 
-von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII,
-von Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung nach dem SGB  
 XII und
-von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld nach dem 
SGB II,
Ermäßigungen werden nur gegen Vorlage des 
entsprechenden Ausweises bzw. eines sonstigen 
Nachweises gewährt.

6,00 €

Kinder bis 6 Jahre
(Die Begleitung durch einen Erwachsenen ist 
erforderlich)

entgeltfrei

(4) In den in dieser Entgeltordnung festgesetzten Entgelten ist die (3) In den in dieser Entgeltordnung festgesetzten Entgelten ist 



Umsatzsteuer nach dem Umsatzsteuergesetz in der jeweils 
geltenden Fassung und in der jeweils geltenden Höhe enthalten.

(5) Auf Antrag der zahlungspflichtigen Person kann die Hansestadt 
Wismar ein ermäßigtes Entgelt erheben oder von der Ergebung ganz 
absehen, wenn eine Entgeltermäßigung aus Billigkeitsgründen 
angebracht erscheint. Das Gleiche gilt im Fall des Besuchs der 
Austellung im Rathauskeller im besonderen öffentlichen Interesse.

§ 4
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Entgeltordnung tritt am 01.11.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Entgeltordnung der Hansestadt Wismar zur Nutzung der Aussichtsplattform
der St.-Georgen-Kirche vom 29.04.2014 sowie die Entgeltordnung der
Hansestadt Wismar für die Präsentation des 3D-Filmes „Gebrannte Größe –
Wege zur Backsteingotik“ vom 13.04.2003 außer Kraft.

Wismar,

Thomas Beyer
Bürgermeister

die Umsatzsteuer nach dem Umsatzsteuergesetz in der jeweils 
geltenden Fassung und in der jeweils geltenden Höhe enthalten.

(4) Auf Antrag der zahlungspflichtigen Person kann die
Hansestadt Wismar ein ermäßigtes Entgelt erheben oder von 
der Ergebung ganz absehen, wenn eine Entgeltermäßigung 
aus Billigkeitsgründen angebracht erscheint. 

§ 4
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Entgeltordnung tritt am 01.04.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
bisherige Entgeltordnung der Hansestadt Wismar zur Nutzung touristischer
Einrichtungen vom 17.11.2014 außer Kraft.

Wismar,

Thomas Beyer
Bürgermeister



Leistungsgeber Leistung  

Nahverkehr Nordwestmecklenburg Tageskarte - - Leistung im Kaufpreis enthalten

Adler-Schiffe 12,00 € 11,00 €

Hanse Sektkellerei 5,00 € 0,00 €

10% Ersparnis auf Eintrittspreis 6,50 € 5,85 €

11,80 € 7,50 €

Theater 25% Ersparnis auf den Normalpreis 19,00 € 14,00 €  

Ausstellungen Hansestadt Wismar 3,00 € 2,00 € Beispielentgelte, die beim jeweiligen 

(touristische Einrichtungen) 3,00 € 2,00 € Leistungsgeber entrichtet werden

3,00 € 2,00 € müssen

20% auf reg. Eintrittspreis 7,00 € 5,60 €

15% Rabatt auf Tageskarten 28,90 € 24,57 €  

Tourist-Information 7,00 € 5,00 €

10,00 € 7,00 €

Tierpark 5,00 € 4,50 €

GESAMT 121,20 € 91,02 €

  

Ersparnis lt. Beispielrechnung 30,18 €

Partner wismarPLUS – Angebote und Ersparnis für Nutzer (anhand einer Beispielrechnung)

regulärer Preis 
-Vollzahler-

WismarPLUS-Preis 
-Vollzahler-

Hafenrundfahrt, Erm. 1,-€

Besichtigung des "Alten Gewölbes" inkl. 3 
Sektproben, Erm. 100%

Mumpitz

CineStar Wismar Eintritt 2D-Film nach Wahl, ausg. SonderVA

Aussichtsplattform St. Georgen, Erm. 1,- €

St. Marien-Kirchturm 3D-Film, Erm. 1,- €

St. Marien-Kirchturm Turmbesteigung, Erm. 1,- €

phanTECHNIKUM

Wonnemar

öffentliche Stadtführung, Erm. 2,- €

öffentliche Themenführung, Erm. 3,- €

10% Erm. auf Tageskarte



Nr.: VO/2016/1675

Status: öffentlich

Datum: 11.02.2016

Verfasser: Mahnel, Cornelia

Vorlage

Federführend:
60.2 Abt. Planung

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
III Senatorin
1 Büro der Bürgerschaft
60 BAUAMT

Bauleitplanung der Hansestadt Wismar,

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 "Gewerbegebiet Dammhusen",

Abwägung und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 14.03.2016 Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden aus der Beteiligung nach § 4 (1) BauGB in Verbindung mit § 2 (2) BauGB 
sowie die während der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vorgebrachten 
Stellungnahmen zum Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 "Gewerbegebiet 
Dammhusen" mit dem Ergebnis geprüft, dass die Anregungen und Hinweise aus den 
Stellungnahmen vom/von
      
– Landkreis Nordwestmecklenburg (Die Landrätin als untere Abfallbehörde, als untere 
Naturschutzbehörde, als untere Wasserbehörde, als Behörde für Gesundheits- und Sozialwesen, 
als Schulträger, als Kataster- und Vermessungsamt, als Träger Personennahverkehr und 
Straßenbaulastträger )
– Der Bürgermeister als untere Denkmalschutzbehörde sowie untere Behörde für 
Bodendenkmalschutz
– Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Archäologie und Denkmalpflege
– Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
– Straßenbauamt Schwerin
– Der Bürgermeister als Straßenbaulastträger

berücksichtigt werden und die Anregungen und Hinweise aus den Stellungnahmen vom/von

– Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb, Bereich Entwässerung/Straßenunterhaltung
– Stadtwerke Wismar GmbH



teilweise berücksichtigt werden.
(Begründung zur Abwägung, vgl. Anlage 1)

Die Bürgerschaft hat die vorgebrachten Stellungnahmen aus der Behörden- und aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung geprüft und beschließt die Abwägung (Entscheidung über 
Anregungen) entsprechend des Vorschlages der Verwaltung.

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
06/90 "Gewerbegebiet Dammhusen" bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den 
textlichen Festsetzungen (Teil B) einschließlich der örtlichen Bauvorschriften über die äußere 
Gestaltung baulicher Anlagen in der vorliegenden Fassung gemäß § 10 BauGB in
Verbindung mit § 86 der Landesbauordnung M-V und § 5 der Kommunalverfassung als
Satzung. (vgl. Anlage 2)

3. Die Begründung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 "Gewerbegebiet 
Dammhusen" wird von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar gebilligt. (vgl. Anlage 3)

4. Die Verwaltung wird beauftragt, den Verfassern von Stellungnahmen zur 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 06/90 "Gewerbegebiet Dammhusen" nach Satzungsbeschluss
das Ergebnis der Prüfung der fristgerecht eingegangenen Schriftsätze gemäß § 3 Abs. 2
BauGB mitzuteilen.

5. Die Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 "Gewerbegebiet 
Dammhusen“ ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

6. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist der Flächennutzungsplan nach Durchführung des 
Bebauungsplanverfahrens im Wege der Berichtigung anzupassen.

Begründung:

Die Bürgerschaft der HWI hat auf ihrer Sitzung am 26.11.2015 beschlossen, dass die 2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 "Gewerbegebiet Dammhusen" gemäß § 13a BauGB 
für Bebauungspläne der Innenentwicklung aufgestellt wird.

Die Planung wurde gem. § 13 a (2) BauGB im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, ohne frühzeitige Beteiligungen der Behörden gem. 
§ 4 (1) BauGB sowie der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB erarbeitet.

Die Beteiligung der Behörden gem. § 4 (2) BauGB fand in der Zeit vom 30.11. 2015 – 11.01.2016 
(vgl. Anlage 1 - Abwägung) .

Die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB fand in der Zeit vom 04.01.2016 – 05.02.2016
statt. Während dieser Zeit sind keine Anregungen geäußert worden.

Für die im Planverfahren vorgenommene Nutzungsänderung von Sonstigem Sondergebiet in 
Gewerbegebiet für eine Fläche von ca. 1,2 ha ist kein Verfahren zur Änderung der 
Flächennutzungsplanes erforderlich. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan, 
der von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor 
der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist. Der Flächennutzungsplan ist nach 
Durchführung des Bebauungsplanverfahrens im Wege der Berichtigung anzupassen.



Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten



Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
Anlage 1 – Abwägung
Anlage 2 – Bebauungsplan
Anlage 3 - Begründung

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hansestadt Wismar 
 
 

Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 
„Gewerbegebiet Dammhusen“ 

 
 
 
 
 

Abwägung 
 

als Anlage zum Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
 
 

Bearbeitungsstand 03.02.2016 
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z.K. 

 
- 
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z.K. 

 
tlw.b. 
 

 

tlw.b. 

 
- 
 
 

- 

 
 
z.K. 

 
- 
 

 
- 
 

 
- 
 

 
- 
 
 

z.K. 
 
 

z.K. 
 

 
- 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erläuterung: 
 
- - keine Stellungnahme abgegeben  
 
b.  - berücksichtigt 
tlw.b.  - teilweise berücksichtigt 
z.K. - zur Kenntnis genommen 
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Die Hinweise werden seitens der Hansestadt Wismar zur Kenntnis 
genommen. 
 

 
Die Hinweise zu den vorgelegten Unterlagen und den Planungszielen 
werden seitens der Stadt zur Kenntnis genommen. 
 
 

 
Die Hinweise zur raumordnerischen Bewertung werden seitens der 
Stadt zur Kenntnis genommen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Planung den Grundsätzen der 
Raumordnung und Landesplanung entspricht. Gemäß Punkt 4.1 (4) 
RREP WM ist die Ausweisung der gewerblichen Bauflächen bedarfs-
gerecht auf die Zentralen Orte zu konzentrieren.  
 

Die Hansestadt Wismar nimmt zur Kenntnis, dass der vorgelegten 
Planung keine Ziele und Grundsätze der Raumordnung entgegenste-
hen. 
 

Die abschließenden Hinweise werden seitens der Stadt zur Kenntnis 
genommen. 
 

Der Hinweis wird beachtet. Ein Satzungsexemplar wird dem Amt für 
Raumordnung und Landesplanung zur Verfügung gestellt.  



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                 Abwägung der Hansestadt Wismar 

 6 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Die eingegangenen Stellungnahmen der Fachdienste werden nachfol-
gend behandelt. 
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1. 
 
 

 
 
2. 
 

 
zu I. Die Stadt Wismar nimmt die Hinweise des Landkreises zur 
Kenntnis sowie zum Anlass, das gewählte Planungsinstrument einer 
erneuten Prüfung zu unterziehen. Im Ergebnis dieser Prüfung kommt 
die Stadt zu dem Schluss, dass das gewählte Planungsinstrument des 
§ 13a BauGB sachgerecht und dem Planungsziel angemessen aus-
gewählt wurde. Die Stadt begründet ihre Entscheidung wie folgt: 

1.) Die mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes überplanten 
Flächen befinden sich innerhalb des Siedlungsbereiches der 
Stadt. Als Siedlungsbereich werden dabei regelmäßig alle Flä-
chen bezeichnet, die der urbanen Nutzung dienen. Eine Be-
schränkung auf Wohnbauflächen erfolgt hier nicht. 

2.) Durch die 2. Änderung werden Flächen einer erhöhten Verdich-
tung und einer geänderten baulichen Nutzung zugeführt, die 
ohne diese Änderung aufgrund der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes und der unzureichenden Nachfrage keine wirt-
schaftliche Nutzung erfahren würden. 

3.) Die mit der 2. Änderung verfolgten städtebaulichen Ziele wer-
den in ihrer Gesamtheit als Maßnahme der Innenentwicklung 
verstanden und sind somit mit den Anwendungsvoraussetzun-
gen des § 13a BauGB vereinbar. 

Die Ausführungen in der Begründung zur Wahl des Planungsinstru-
ments werden ergänzt. 
 
zu II. Die Hinweise werden seitens der Hansestadt Wismar entspre-
chend berücksichtigt. 
 
zu III.1. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Aufführungen, 
auch der ursprünglichen Festsetzungen innerhalb der 2. Änderung 
erfolgt aus Gründen der Transparenz, der besseren Lesbarkeit sowie 
dem besseren Verständnis für die Öffentlichkeit. Dabei wurden aus-
schließlich Festsetzungen aufgenommen, die sich auf den Geltungsbe-
reich der 2. Änderung beziehen. Der Hinweis des Landkreises hinsicht-
lich einer erneuten Gesamtabwägung geht dabei ins Leere. 
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zu III.2. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Festsetzung 
unter Punkt 7.1. greift ausschließlich eine Regelung der Ursprungspla-
nung auf. Die dort getroffenen Festsetzungen hinsichtlich der zulässi-
gen Dachneigungen entsprechen auch heute noch den städtebauli-
chen Zielen der Stadt. Im Rahmen der 2. Änderung wurde eine redak-
tionelle Änderung vorgenommen, um die unterschiedlichen Bezugs-
größen von „Grad“ und „Prozent“ der möglichen Dachneigungen zu 
vereinheitlichen und damit für die Anwender verständlicher zu gestal-
ten. Inhaltliche Änderungen erfolgten hier nicht, auch um das städte-
bauliche Gesamtbild innerhalb des gesamten Geltungsbereiches durch 
eine kleinteilige Änderung bezüglich anderer Dachneigungen nicht zu 
beeinflussen.  
 
zu IV. Die Hinweise werden entsprechend in der Begründung beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Unteren Abfallbehörde 
der Planung keine Belange entgegenstehen. 
 
 
 
 

 
 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Unteren Bodenschutz-
behörde der Planung keine Belange entgegenstehen. 
 
Die Hinweise zum Bodenschutz werden in die „Hinweise“ auf der Plan-
zeichnung aufgenommen. Auf die Mitteilungspflicht nach Landes-
Bodenschutzgesetz ist bereits unter den „Hinweisen“ hingewiesen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Unteren Wasserbehör-
de der Planung keine Belange entgegenstehen. 

 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass mit der Planung keine wasser-
rechtlichen Belange berührt werden. Die Stellungnahmen zur 1. Ände-
rung sowie zur Ursprungsplanung wurden in den jeweiligen Planver-
fahren abschließend behandelt. 
 

 
Die Hinweise zu den Rechtgrundlagen werden seitens der Stadt zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Unteren Naturschutz-
behörde der Planung keine Belange entgegenstehen. 
 
 

Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass gegen die 2. Änderung keine Ein-
wände bestehen. 
 

Die Hinweise werden in der Begründung berücksichtigt. Die Formulie-
rung bezüglich der potentiell zu erwartenden Arten- und Individuenzahl 
wird zur Verdeutlichung des Sachverhalts geändert. 
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Aufgrund der kleinen Flächenausmaße des Bereiches der 2. Änderung 
ist von wenigen Arten in geringer Individuenzahl auszugehen.  
 

Der Verweis auf § 44 Abs. 1 BNatSchG wird in der Begründung er-
gänzt. Mögliche Beeinträchtigungen der Populationen durch beispiels-
weise Verdrängung sind potentiell zu erwarten, jedoch nicht als erheb-
lich einzustufen, da die Habitatfunktion im räumlich- funktionalen Zu-
sammenhang gewahrt bleibt.  

 
Die Hinweise zu den Rechtgrundlagen werden seitens der Stadt zur 
Kenntnis genommen. 
 

 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Unteren Straßenver-
kehrsbehörde keine Stellungnahme vorgelegt wurde. 
 

Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Straßenbaulastträgers 
keine Einwände bestehen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Fachdienstes öffentli-
cher Gesundheitsdienst keine Bedenken und Anregungen bestehen. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens des SG Immissions-
schutz keine Bedenken oder Anregungen bestehen. 
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zu 1. Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass landwirtschaftliche Belange 
des StALU nicht berührt und keine Bedenken und Anregungen geäu-
ßert werden. 
 

zu 2. Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass sich der Geltungsbereich der 
Planung in keinem Verfahren zur Neuregelung der Eigentumsverhält-
nisse befindet und daher keine Bedenken und Anregungen geäußert 
werden. 
 

 
 
zu 3.1 Es wird zur Kenntnis genommen, dass naturschutzfachliche 
Belange des StALU nicht betroffen sind. Die untere Naturschutzbehör-
de des Landkreises Nordwestmecklenburg wurde am Aufstellungsver-
fahren beteiligt. 
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zu 3.2 Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasserwirtschaftli-
chen Bedenken bestehen. 

 

 
zu 3.3 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Landkreis 
wurde am Planverfahren beteiligt. Erkenntnisse über Altlasten liegen 
nicht vor.  
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Bodenschutzge-
setze sind grundsätzlich zu beachten. 
 
 
 

Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass keine immissionsschutz- sowie 
abfallrechtlichen Bedenken bestehen. 
 
Die allgemeingültigen Hinweise werden seitens der Stadt zur Kenntnis 
genommen und sind grundsätzlich zu beachten.  
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Landesamtes für Um-
welt, Naturschutz und Geologie zu den eingereichten Unterlagen keine 
Stellungnahme abgegeben wird. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Wasser- und Boden-
verbandes der Bebauungsplanänderung zugestimmt wird. Anlagen des 
Verbandes sind innerhalb der Teilgeltungsbereiche nicht vorhanden. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht des Ordnungsamtes, 
Abt. Brandschutz, keine Anregungen oder Bemerkungen vorgetragen 
werden. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht der landesrelevanten 
Gefahrenabwehr im Bereich von Brand- und Katastrophenschutz keine 
Bedenken bestehen.  
Von der Planung berührte kommunale Behörden wurden an der Auf-
stellung der Planung beteiligt. 
 
Der Hinweis zu Munitionsfunden wurde bereits beachtet. Auf der Plan-
zeichnung befindet sich ein Hinweis, der das Verhalten bei Munitions-
funden regelt.  
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zu untere Denkmalschutzbehörde: 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus städtebaulicher, stadtbild-
pflegerischer und denkmalpflegerischer Sicht keine Hinweise vorge-
bracht werden und keine Baudenkmale im Plangebiet vorhanden sind. 
 
zu untere Behörde für den Bodendenkmalschutz: 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass innerhalb des Plangebietes ein 
Bodendenkmal bekannt ist. Die Stellungnahme des zuständigen Lan-
desamtes ist nachfolgend eingefügt und behandelt. 
 
Die Anregungen werden berücksichtigt. Die Lage des bekannten Bo-
dendenkmals wird in die Planzeichnung aufgenommen. Die „Hinweise“ 
auf der Planzeichnung sowie die Ausführungen in der Begründung 
werden entsprechend der Stellungnahme des Landesamtes für Kultur 
und Denkmalpflege überarbeitet. Sie sind im Rahmen der weiterfüh-
renden Planungen zu berücksichtigten. 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ein Hinweis, der das 
Verhalten bei Bodendenkmalfunden regelt, ist bereits Bestandteil der 
Planungsunterlagen. 
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Die Hinweise, dass im Änderungsbereich ein Bodendenkmal bekannt 
ist, werden seitens der Stadt berücksichtigt. Die Anlage zur Stellung-
nahme ist nachfolgend eingefügt und behandelt. 
 
Die Erläuterungen zu Denkmalen werden seitens der Stadt zur Kennt-
nis genommen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis und berücksichtigt die Hinweise, dass 
durch die Planung Bodendenkmale berührt werden und daher eine 
Genehmigung nach § 7 DSchG M-V erforderlich ist. 
 
 
 

 
 
 
Die Anregungen werden seitens der Stadt im Rahmen der Bauleitpla-
nung sowie bei weiterführenden Planungen berücksichtigt. 
Die flächige Ausdehnung des Bodendenkmals wird in der Planzeich-
nung dargestellt. Die zu beachtenden Bedingungen werden in die 
„Hinweise“ auf der Planzeichnung aufgenommen und sind im Rahmen 
der Erschließungsplanung zu berücksichtigen.  
 
Die Hinweise zur Beratung durch das Landesamt werden seitens der 
Stadt zur Kenntnis genommen.  
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Die Lage des vorhandenen Bodendenkmals wird nachrichtlich in die 
Planzeichnung aufgenommen. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens des Amtes für Welter-
be, Tourismus und Kultur keine Hinweise bestehen. 
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Durch die Stadt wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet 
keine Festpunkte der amtlichen geodätischen Grundlagennetze befin-
den. Die Hinweise des benannten Merkblattes werden zur Kenntnis 
genommen und sind im Zuge weiterführender Planungen zu beachten. 
 

Der zuständige Landkreis wurde beteiligt.  
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken erhoben sowie 
keine Anregungen vorgetragen werden. 
 

Der Hinweis zur Beteiligung anderer Fachverwaltungen wird zur 
Kenntnis genommen. Alle Fachverwaltungen, deren Aufgabenbereich 
von der Planung berührt wird, wurden an der Planaufstellung beteiligt. 
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Die Hinweise werden seitens der Stadt zur Kenntnis genommen.  
 

 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die IHK zu Schwerin die Planungs-
ziele der Hansestadt Wismar unterstützt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass durch die Planung Belange der 
Bundeswehr berührt werden, jedoch keine Einwände und Bedenken 
bestehen. 
 
 
 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass eine weitere Beteiligung nur erfor-
derlich wird, insofern bauliche Anlagen eine Höhe von 30,0 m über 
Grund überschreiten. 
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zu 1.  
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass aus zollrechtlicher und fiskalischer 
Sicht keine Einwendungen gegen die Planung erhoben werden. 
 
zu 2. 
Die Hinweise werden seitens der Stadt zur Kenntnis genommen. Sie 
betreffen keine Belange der Bauleitplanung. 
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Die Hinweise sind berücksichtigt.  
Die Teilgeltungsbereiche der vorliegenden 2. Änderung berühren den 
Bereich der Anbauverbotszone der Landesstraße L012 (Dammhuse-
ner Chaussee) nicht.  
Bereiche des Teilgeltungsbereiches 1 berühren Flächen der 20-m An-
bauverbotszone an der Bundesstraße B106 (Westtangente). Die Fest-
setzung der Baugrenzen (überbaubare Grundstücksflächen) erfolgte 
außerhalb dieses Bereiches. Die Anbauverbotszone wurde auch mit 
der textlichen Festsetzung unter Punkt 3. berücksichtigt. Diese setzt 
fest, dass Nebenanlagen sowie Garagen und überdachte Stellplätze 
nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind. 
Hinweise zur Anbauverbotszone werden in die Begründung aufge-
nommen. 
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Die Anregung wird berücksichtigt. Die Flächen in einer Breite von 
2,0 m, die derzeit als mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belas-
tende Flächen festgesetzt sind, werden als Straßenverkehrsfläche 
gemäß dem aktuellen Kataster (Straßengrundstück) festgesetzt. 
Die Begründung wird um Aussagen zu einem möglichen künftigen 
Gehweg ergänzt.  
 
 
 
 
 
 

Es wird zu Kenntnis genommen, dass keine weiteren Hinweise und 
Anmerkungen bestehen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass unter Beachtung der nachfolgen-
den Hinweise seitens der E.DIS AG keine Bedenken bestehen. 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass im Plangebiet keine Anlagen der 
E.DIS AG vorhanden sind. 
 

Die Stadtwerke Wismar GmbH wurde an der Planung beteiligt. Die 
Stellungnahme ist in die Abwägung der Stadt eingestellt. 
 

Die weiterführenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass grundsätzlich Zustimmung zur vor-
gelegten Planung besteht. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Stadt hat die bei-
gefügten Bestandsunterlagen geprüft. Der dort dargestellte Anlagen-
bestand liegt außerhalb der Teilgeltungsbereiche der vorliegenden 
2. Änderung. Die vorhandenen Anlagen sind seitens der Stadt, jedoch 
außerhalb dieses Bauleitplanverfahrens, zu berücksichtigen.  
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Die Stadt hat die übermittelten Bestandsunterlagen geprüft. Die Lei-
tungen liegen innerhalb der aktuell mit Geh-, Fahr- und Leitungsrech-
ten zu belastenden, öffentlichen Straßenflächen. Die vorhandenen 
Anlagen befinden sich somit innerhalb des öffentlichen Straßenflur-
stücks, das aufgrund der Stellungnahme des SG Straßenverwaltung 
als Straßenverkehrsfläche festgesetzt wird. Die geplanten Anpflanzun-
gen liegen außerhalb des öffentlichen Straßengrundstücks. Im Zuge 
der Ausführung der festgesetzten Bepflanzungen ist der angrenzende 
Leitungsbestand zu berücksichtigen. Hinweise zum vorhandenen Lei-
tungsbestand werden in die Begründung aufgenommen.  
Auf die Darstellung des vorhandenen Leitungsbestandes verzichtet die 
Stadt, da sich diese im öffentlichen Raum befinden. Darüber hinaus 
verweist die Stadt auf den Umstand, dass die gewählte Darstellungs-
form, als Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten bzw. als Stra-
ßenverkehrsfläche, für den Bereich der 1. Änderung bzw. den gesam-
ten Geltungsbereich Anwendung findet. Durch eine sehr kleinteilige 
Änderung der Darstellungsform im Bereich der vorliegenden Änderung 
wird keine erkennbare Verbesserung der gesamten Bestandssituation 
erreicht.  
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Die Hansestadt Wismar nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Ge-
meinde Gägelow keine Anregungen bestehen und keine wahrzuneh-
menden nachbarschaftlichen Belange berührt werden. 
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Die Hansestadt Wismar nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Ge-
meinde Hornstorf keine Anregungen und Bedenken vorgetragen wer-
den. 
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Die Hansestadt Wismar nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Ge-
meinde Krusenhagen keine Anregungen und Bedenken vorgetragen 
werden. 





2800

6

2818

1

2817

1

2794

10

2794

9

2794

18

2794

13

2794

17

2794

22

2794

21

2794

8

2795

3

2794

5

2795

1

2767

11

2790

38

2790

40

2781

1

2783

45

2783

44

2783

28

2783

29

2790

33

2790

34

2790

35

2790

36

2794

3

2794

2

2794

1

2793

13

2793

12

2793

11

2791

4

2792

12

2792

10

2792

13

2793

21

2793

15

2793

14

2794

19

2792

9

2792

11

2794

20

2778

2796

2797

2798

2804

2800

3

2805

2

2806

2

2807

1

2808

1

2809

1

2810

1

2811

1

2812

1

2808

3

2809

4

2810

6

2810

9

2811

7

2812

7

2794

16

2812

8

2817

4

2818

4

2819

2

2821

2

2822

2

2823

3

2880

12

2840

4

2880

10

2823

1

2800

1

2840

2

2840

1

2830

1

2830

2

2831

2832

2833

2834

2829

2824

1

2825

1

2824

2

2825

2

2820

2815

2814

2813

2

GE 1(1)

GE 3

GE 2

GE 1(2)

GE 4

GE 5

GE 6

SO 1

Großflächiger

Einzelhandel

2794

18

2793

14

2793

14

GE 1(2)

GE 1(2)

GRZ 0,8 GHmax 12,0

BMZ 8,0

LPB IV

LPB V

LPB VI

LPB V

LPB IV

3
,
0

3
,
0

3

,

0

6

,

0

3
,
0

LPB VI

9

,

0

Teilgeltungsbereich 1

Teilgeltungsbereich 2

GE 4

GRZ 0,8 GHmax 10,0

BMZ 7,0

GE 4

2

,

0

SATZUNG DER HANSESTADT WISMAR

über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 "Gewerbegebiet Dammhusen"
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GE 1(1)

Planzeichenerklärung

Es gilt die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990, geändert durch

Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBL. I S. 1509)

1. Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 8 BauNVO)

                         

                        Gewerbegebiet, mit lfd. Nummerierung (§ 8 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 18, 19, 21 BauNVO)

Baumassenzahl

      Grundflächenzahl  als Höchstmaß

Gebäudehöhe in m als Höchstmaß              

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

       a                abweichende Bauweise

                     

                    Baugrenze

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 Abs. 1a BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen

zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Lärmpegelbereiche IV - VI

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 2. Änderung des

Bebauungsplanes Nr. 06/90 (§ 9 Abs. 7 BauGB)

2. Nachrichtliche Übernahme

Regelungen für den Denkmalschutz (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Gesamtanlagen, die dem Denkmalschutz

unterliegen - Bodendenkmal

3. Darstellungen ohne Normcharakter

                        vorhandene bauliche Anlagen

                        vorhandene Flurstücksgrenzen

                        Flurstücksnummern

Bemaßung in m

Unverbindliche Darstellungen aus der Ursprungsplanung

a) Festsetzungen

Gewerbegebiete, mit lfd. Nummerierung

Sonstiges Sondergebiet, Zweckbestimmung:

Großflächiger Einzelhandel

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung -

Parkfläche, öffentlich

Flächen für Versorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen, Zweckbestimmung: Abwasser

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Hauptversorgungs- und Hauptentsorgungsleitung, unterirdisch

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

                         Grünflächen, Zweckbestimmung: Wiese, öffentlich

Wasserflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Wasserfläche

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, Abs. 1a BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

 

Sonstige Planzeichen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen zugunsten

der Ver- und Entsorgungsträger (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Ursprungsplanung

(Bebauungsplan Nr. 06/90) (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

5.0

GRZ

GH

GE 1(2)

BMZ 8,0

LPB

W

N

O

S

Ursprungsplanung

Teilgeltungsbereich 1

Teilgeltungsbereich 2

GE 1 (1)

GE 1 (2)

GE 2

GE 3

GE 4

GE 5

GE 6

SO 1

GE 1(1)

GRZ 0,8 GHmax 12,0

BMZ 8,0

GE 1(2)

GRZ 0,8 GHmax 12,0

BMZ 8,0

GE 2

GRZ 0,8 GHmax 10,0

BMZ 7,0

GE 3

GRZ 0,8 GHmax 12,0

BMZ 8,0

GE 4

GRZ 0,8 GHmax 10,0

BMZ 7,0

GE 5

GRZ 0,8 GHmax 10,0

BMZ 7,0

GE 6

GRZ 0,8 GHmax 12,0

BMZ 8,0

SO 1

GRZ 0,8

GHmax 12,0
BMZ 8,0

Großflächiger

Einzelhandel

Teppichhaus

(nicht innenstadtrelevantes Sortiment)

max. Verkaufsfläche

5.000 m²

                            

b) Nutzungsschablonen
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2. ÄNDERUNG  
DES BEBAUUNGSPLANES NR. 06/90 

“Gewerbegebiet Dammhusen“ 
 

umfassend im Teilgeltungsbereich 1 die Flurstücke 2794/18 (teilw.) und 2793/14 
(teilw.) der Flur 1‚ Gemarkung Wismar, begrenzt im Norden durch das Gewerbe-

grundstück des Fachhandels für Bodenbeläge, im Osten durch die Westtangente, im 
Süden durch weitere Flächen des Teilgewerbegebietes GE-1(2) und im Westen 

durch die Planstraße A‚ „An der Westtangente“ sowie im Teilgeltungsbereich 2 das 
Flurstück 2794/22 (teilw.) der Flur 1, Gemarkung Wismar, begrenzt im Norden durch 
eine Fläche für Versorgungsanlagen, im Westen durch Verkehrsflächen sowie in süd-

liche Richtungen durch das vorhandene Gewerbegebiet 
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1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele 
 
1.1  Allgemeines 
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat in ihrer Sitzung am 26.11.2015 be-
schlossen, die Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 „Ge-
werbegebiet Dammhusen“ aufzustellen. Im Rahmen dieser Änderung werden zwei 
Teilgeltungsbereiche betrachtet. 
Im Teilgeltungsbereich 1 verfolgt die Stadt Wismar das Ziel, eine ca. 1,2 ha große 
Fläche, die derzeit als Teil eines Sonstigen Sondergebietes nach § 11 BauNVO mit 
der Zweckbestimmung "Großflächiger Einzelhandel - Teppichhaus" definiert ist, als 
Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO auszuweisen. Grund für diese Planänderung ist 
der Umstand, dass das Sonstige Sondergebiet in seiner jetzigen Größe nicht mehr 
benötigt wird.  
Innerhalb des Teilgeltungsbereiches 2 kann auf die Ausweisung von öffentlichen 
Parkflächen südlich der Wendeanlage verzichtet werden. Diese Parkplätze sind nicht 
erforderlich. Durch die Festsetzung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO kön-
nen die Erschließungsbedingungen für die anliegenden Grundstücke verbessert 
werden. 
 
1.2  Geltungsbereich der Planung 
 
Das Plangebiet liegt am südwestlichen Siedlungsrand der Hansestadt Wismar, im 
Stadtteil Friedenshof, Stadtbezirk Dammhusen. Der Teilgeltungsbereich 1 umfasst 
eine Flächengröße von 1,68 ha und der Teilgeltungsbereich 2 eine Fläche von 
120 m². 
 
Der Teilgeltungsbereich 1 befindet sich im Geltungsbereich der 1. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 06/90 „Gewerbegebiet Dammhusen“ und wird begrenzt: 
im Norden:  durch das Gewerbegrundstück des Fachhandels für Bodenbeläge, 
im Osten:  durch die Westtangente, 
im Süden:  durch weitere Flächen des Teilgewerbegebietes GE-1(2), 
im Westen:  durch die Straße „An der Westtangente“. 
Er umfasst die Flurstücke 2794/18 (teilw.) und 2793/14 (teilw.) der Flur 1‚ Gemarkung 
Wismar. Der Teilgeltungsbereich 1 bezieht sich auf die südlich gelegenen Flächen 
des Bereiches der 1. Änderung, die derzeit noch nicht bebaut sind. 
 
Der Teilgeltungsbereich 2 umfasst das Flurstück 2794/22 (teilw.) der Flur 1, Gemar-
kung Wismar, und wird begrenzt: 
im Norden: durch eine Fläche für Versorgungsanlagen,  
im Westen:  durch Verkehrsflächen sowie  
in südliche Richtungen: durch das vorhandene Gewerbegebiet 
 
Die Lage und der Umfang der Teilgeltungsbereiche sind der Planzeichnung sowie 
dem Übersichtsplan auf dem Deckblatt zu entnehmen.  
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1.3  Einordnung der Planung 
 
Der Geltungsbereich der vorliegenden Planung ist im wirksamen Flächennutzungs-
plan der Hansestadt Wismar als Sondergebiet „Großflächiger Einzelhandel“ und als 
gewerbliche Baufläche dargestellt.  
In der rechtskräftigen 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 „Gewerbegebiet 
Dammhusen“ sind für den Teilgeltungsbereich 1 ein Sonstiges Sondergebiet „Groß-
flächiger Einzelhandel - Teppichhaus“ sowie ein Gewerbegebiet mit der laufenden 
Nummer GE 1(2) festgesetzt. 
Im Teilgeltungsbereich 2 sind öffentliche Parkflächen sowie ein Gewerbegebiet mit 
der laufenden Nummer GE 4 und Anpflanzgebote festgesetzt. 
 
1.4  Planungsabsichten und Ziele 
 
Der Bebauungsplan Nr. 06/90 „Gewerbegebiet Dammhusen“ ist seit dem 09.04.2000 
und die 1. Änderung des Bebauungsplanes seit dem 24.12.2006 rechtskräftig. 
 
Im gesamten Gewerbegebiet haben sich ein Sanitär-Großhandel, ein Fachmarkt für 
Bodenbeläge, ein Transportunternehmen, ein Indoorspielplatz und auf weiten Flä-
chen eine Sonnenstromfabrik angesiedelt. 
 
Teilgeltungsbereich 1 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde aufgestellt, um die Ansiedlung eines 
Teppichhofes mit Hauptsitz in Büdelsdorf zu ermöglichen. Hierzu war die Änderung 
des ursprünglich festgesetzten Gewerbegebietes in ein Sonstiges Sondergebiet für 
„Großflächiger Einzelhandel - Teppichhaus“ (nicht-innenstadtrelevantes Sortiment – 
Teppiche / Einrichtungen) erforderlich. Parallel zur Aufstellung der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes wurde das Verfahren zur 46. Änderung des Flächennutzugsplanes 
der Hansestadt Wismar durchgeführt. Es wurde gewerbliche Baufläche in ein Son-
dergebiet „Großflächiger Einzelhandel“ umgewidmet. 
 
Die nunmehr festgesetzten Flächen für den großflächigen Einzelhandel wurden nicht 
vollständig durch den Teppichhof bebaut. Um die Möglichkeiten der Vermarktung der 
verbliebenen Fläche zu verbessern, wird nunmehr wieder ein Gewerbegebiet festge-
setzt. Damit berücksichtigt die Stadt auch den Grundsatz zum sparsamen Umgang 
mit Grund und Boden. Die Wahrscheinlichkeit der Ansiedlung eines weiteren Tep-
pichhauses ist eher gering, daher sollen die Flächen für andere Gewerbebetriebe 
bereitgestellt werden können. 
Um die Vermarktbarkeit des Grundstückes zu optimieren, verzichtet die Stadt auf 
einen Teil der ursprünglich festgesetzten Heckenanpflanzungen als Trennung zwi-
schen dem Sonstigen Sondergebiet und dem Gewerbegebiet. Diese Heckenpflan-
zung wurde aus gestalterischen Gründen im Rahmen der 1. Änderung festgesetzt. 
Aus Sicht der Stadt genügen die übrigen festgesetzten Grünmaßnahmen zur Einbin-
dung der künftigen Bebauung in das Orts- und Landschaftsbild. 
 
Teilgeltungsbereich 2 
 
Im Rahmen der Ursprungsplanung wurden im Bereich südlich der Wendeanlage öf-
fentliche Parkflächen festgesetzt.  
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Innerhalb des gesamten Plangebietes wurden zunächst nur die Stellplätze in Längs-
aufstellung errichtet. Auf die Herstellung der vier Senkrechtstellplätze an der Wende-
schleife wurde seinerzeit vorerst verzichtet, um die Bedarfsentwicklung abzuwarten. 
Nunmehr kann festgestellt werden, dass auf die Senkrechtstellplätze auch abschlie-
ßend verzichtet werden kann. Dadurch können die Erschließungsbedingungen für 
die anliegenden Grundstücke verbessert werden. 
 
Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 erfolgt nach den 
Bestimmungen des § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren für Bebauungspläne 
der Innenentwicklung. Dieses darf entsprechend § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB u.a. für 
die Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung angewandt 
werden, wenn die zu versiegelnde Grundfläche weniger als 20.000 m² beträgt. 
 
Die mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes überplanten Flächen befinden sich 
innerhalb des Siedlungsbereiches der Hansestadt Wismar. Als Siedlungsbereich 
werden dabei regelmäßig alle Flächen bezeichnet, die der urbanen Nutzung dienen. 
Eine Beschränkung auf Wohnbauflächen erfolgt hier nicht. Durch die 2. Änderung 
werden Flächen einer erhöhten Verdichtung und einer geänderten baulichen Nut-
zung zugeführt, die ohne diese Änderung aufgrund der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes und der unzureichenden Nachfrage keine wirtschaftliche Nutzung erfah-
ren würden. 
Die mit der 2. Änderung verfolgten städtebaulichen Ziele werden in ihrer Gesamtheit 
als Maßnahme der Innenentwicklung verstanden und sind somit mit den Anwen-
dungsvoraussetzungen des § 13a BauGB vereinbar. 
 
Der Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar ist nach Durchführung des Bebau-
ungsplanverfahrens im Wege der Berichtigung anzupassen. 
 
 
2.  Planinhalt 
 
2.1  Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
Teilgeltungsbereich 1 
 
Das derzeit im Teilgeltungsbereich 1 festgesetzte Sonstige Sondergebiet „Großflä-
chiger Einzelhandel - Teppichhaus“ wird nunmehr, wie ursprünglich, wieder als Ge-
werbegebiet festgesetzt. Das Sonstige Sondergebiet für „Großflächigen Einzelhandel 
-Teppichhaus“ wird im Rahmen der 2. Änderung auf die tatsächliche Größe des an-
gesiedelten Fachmarktes reduziert.  
 
Die übrigen, unbebauten Flächen des Sondergebietes werden nunmehr wieder als 
Gewerbegebiet, in Erweiterung des südlich gelegenen Gewerbegebietes GE 1(2), 
festgesetzt. Die Baugrenzen des Teilgeltungsbereiches 1 werden mit den Baugren-
zen des bestehenden Bebauungsplanes verbunden, so dass ein zusammenhängen-
des Baufeld entsteht. Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß den Festsetzun-
gen des bereits festsetzten GE-1(2) bestimmt.  
 
Auf die ursprünglich festgesetzte Heckenanpflanzung als optische Trennung zwi-
schen dem Sonstigen Sondergebiet und dem Gewerbegebiet verzichtet die Stadt. 
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Das tatsächlich vorhandene, öffentliche Straßenflurstück wird durch die Festsetzung 
als Straßenverkehrsfläche beachtet. Die Festsetzung von Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechten wird somit nicht mehr erforderlich. 
 
Teilgeltungsbereich 2  
 
Innerhalb des Teilgeltungsbereiches 2 wird eine Verkehrsfläche mit der besonderen 
Zweckbestimmung "öffentliche Parkfläche" in ein Gewerbegebiet umgewidmet. Durch 
diese Umwidmung erweitern sich die Flächen des Gewerbegebietes GE 4. Die ur-
sprünglich vorgesehene Anpflanzfläche südlich der öffentlichen Parkfläche wird 
nunmehr straßenbegleitend festgesetzt. Damit führt die Stadt das Begrünungskon-
zept (straßenbegleitende Heckenanpflanzung) auch im Änderungsbereich fort. 
 
Alle übrigen Festsetzungen zu Lärmschutzvorkehrungen, zur überbaubaren Grund-
stücksfläche, zu Anpflanzgeboten, zu Geh- Fahr- und Leitungsrechten sowie zur Ge-
staltung der baulichen Anlagen bleiben von der 2. Änderung unberührt und gelten 
auch weiterhin. 
 
2.2 Baugestalterische Festsetzungen 
 
Die Festsetzung unter Punkt 7.1. greift ausschließlich eine Regelung der Ursprungs-
planung auf. Die dort getroffenen Festsetzungen hinsichtlich der zulässigen Dach-
neigungen entsprechen auch heute noch den städtebaulichen Zielen der Stadt. Im 
Rahmen der 2. Änderung wurde eine redaktionelle Änderung vorgenommen, um die 
unterschiedlichen Bezugsgrößen von „Grad“ und „Prozent“ der möglichen Dachnei-
gungen zu vereinheitlichen und damit für die Anwender verständlicher zu gestalten.  
 
Im Rahmen der 2. Änderung werden Dachneigungen einheitlich auf die Bezugsgröße 
„Grad“ abgestellt. Somit werden die im Ursprungsplan festgesetzten 25 % Dachnei-
gung künftig als 14 ° Dachneigung definiert. Inhaltliche Änderungen erfolgten somit 
nicht, auch um das städtebauliche Gesamtbild innerhalb des gesamten Geltungsbe-
reiches durch eine kleinteilige Änderung bezüglich anderer Dachneigungen nicht zu 
beeinflussen.  
 
2.3  Erschließung 
 
Die verkehrliche Erschließung sowie die Ver- und Entsorgung des gesamten Bebau-
ungsplangebietes wurden bereits realisiert. Die vorhandene Erschließung wird durch 
die geplante Änderung des Bebauungsplanes keine Veränderung erfahren. 
 
Die verkehrliche Erschließung der Änderungsbereiche erfolgt über die Straße „An der 
Westtangente“, die an die Dammhusener Chaussee anbindet. 
 
Der Stellplatzbedarf wird durch die bereits hergestellten Stellplätze in Senkrechtauf-
stellung innerhalb des gesamten Plangebietes gesichert. 
 
Gemäß den Festsetzungen des Ursprungsplanes darf je Baugrundstück eine maxi-
mal 7 m breite Zufahrt hergestellt werden. Bei Baugrundstücken mit einer Flächen-
größe ab 5.000 m² sind zwei Zufahrten dieser Breite zulässig. Für die Zufahrt wird 
das festgesetzte Pflanzgebot unterbrochen. Auch hier werden die Festsetzungen der 
Ursprungsplanung zu Grunde gelegt. 
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Die Ver- und Entsorgungsanlagen wurden entlang der hergestellten öffentlichen Ver-
kehrsfläche innerhalb des öffentlichen Straßengrundstückes verlegt. Die Flächen mit 
einer Breite von 2,0 m sind im Änderungsbereich als Straßenverkehrsfläche festge-
setzt. Im Rahmen der 1. Änderung waren hierfür Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
festgesetzt. Diese Festsetzung kann nunmehr entfallen, da sich der Leitungsbestand 
innerhalb von öffentlichen Flächen befindet. Mit der Festsetzung als Straßenver-
kehrsfläche besteht für die Stadt weiterhin die Möglichkeit, auch auf der östlich gele-
genen Straßenseite einen straßenbegleitenden Gehweg herzustellen.  
 
Der vorhandene Leitungsbestand ist im Rahmen der Erschließung der Grundstücke 
und auch bei den Pflanzarbeiten zu berücksichtigen. 
 
Anbauverbotszonen 
 
Die Teilgeltungsbereiche der vorliegenden 2. Änderung berühren den Bereich der 
20 m-Anbauverbotszone der Landesstraße L012 (Dammhusener Chaussee) nicht.  
Bereiche des Teilgeltungsbereiches 1 berühren Flächen der 20-m Anbauverbotszone 
an der Bundesstraße B106 (Westtangente). Die Festsetzung der Baugrenzen (über-
baubare Grundstücksflächen) erfolgte außerhalb dieses Bereiches. Die Anbauver-
botszone wurde auch mit der textlichen Festsetzung so berücksichtigt, dass Neben-
anlagen sowie Garagen und überdachte Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig sind. 
 
2.4  Flächen zum Anpflanzen von Gehölzen 
 
Zum vorhandenen Leitungsbestand innerhalb der öffentlichen Straßenverkehrsfläche 
sind die erforderlichen Pflanzabstände bei der Ausführung der festgesetzten Pflanz-
maßnahmen einzuhalten. 
 
2.5  Flächenbilanz 
 
Die Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches der 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 06/90 beträgt rund 1,69 ha. Die Fläche unterteilt sich folgenderma-
ßen: 
 

Flächennutzung Flächengröße (gerundet in m²) 

 1. Änderung 2. Änderung 

Teilgeltungsbereich 1:   

Sonstiges Sondergebiet 12.000 - 

Gewerbegebiet 4.800 16.660 

Straßenverkehrsfläche  140 

Teilgeltungsbereich 2:   

Öffentliche Parkfläche 95 - 

Gewerbegebiet 25 120 

Plangebiet - gesamt 16.920 16.920 
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3.  Umweltbelange 
 
3.1  Einleitung 
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat in ihrer Sitzung am 26.11.2015 be-
schlossen, die Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes 06/90 „Gewer-
begebiet Dammhusen“ aufzustellen.  
Innerhalb des Teilgeltungsbereiches 1verfolgt die Hansestadt Wismar das Ziel, eine 
ca. 1,2 ha große Fläche, die derzeit als Teil eines Sonstigen Sondergebietes nach 
§ 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Großflächiger Einzelhandel – Teppich-
haus“ definiert ist, als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO auszuweisen. Grund für die-
se Planänderung ist der Umstand, dass das Sondergebiet in seiner jetzigen Größe 
nicht mehr benötigt wird.  
Innerhalb des Teilgeltungsbereiches 2 kann auf die Ausweisung von öffentlichen 
Parkflächen südlich der Wendeanlage verzichtet werden. Diese Parkplätze sind nicht 
erforderlich. Durch die Festsetzung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO kön-
nen die Erschließungsbedingungen für die anliegenden Grundstücke verbessert 
werden. 
 
Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 erfolgt nach den 
Bestimmungen des § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren für Bebauungspläne 
der Innenentwicklung ohne Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB. Jedoch sind Umweltbelange nach allgemeinen Grundsätzen zu ermitteln und 
zu bewerten. Innerhalb des beschleunigten Verfahrens ist eine Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung nicht erforderlich, zumal es sich bei dem vorliegenden Projekt um 
die Umwidmung einer Fläche handelt, für die eine Bebauung im Zuge vorheriger Pla-
nungen vorgesehen war. Durch die Übernahme der Grundflächenzahl (GRZ) sowie 
der Trauf- und Gebäudehöhen aus den Vorgaben des Sondergebietes kommt es zu 
keinen weiteren Störungen des Orts- und Landschaftsbildes.  
 
3.2 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen 
 und ihre Bedeutung für den Bauleitplan 
 
Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) 
Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg wurden folgende 
Aussagen für den hier zu betrachtenden Änderungsbereich getroffen:  

- Die Hansestadt Wismar wird als Mittelzentrum dargestellt. 
- Sie ist Teil des Tourismusraums/ Tourismusentwicklungsraumes. 
- Wismar besitzt einen überregional bedeutsamen Hafen und stellt einen be-

deutsamen Entwicklungsstandort für Gewerbe und Industrie dar.  
- Es besteht eine hervorragende Anbindung der Hansestadt Wismar an das 

großräumige Straßennetz mit Autobahnanschluss und Bundesstraßen. 
 

Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg (GLRP WM) 
Für den Änderungsbereich wurden im GLRP WM nur allgemeine Aussagen getrof-
fen. Diese lauten wie folgt: 

- Die Hansestadt Wismar befindet sich in der Landschaftszone 1 „Ostseeküs-
tenland“ und ist kleinräumiger der Großlandschaft 10 „Nordwestliches Hügel-
land“ und der Landschaftseinheit 102 „Wismarer Land und Insel Poel“ zuzu-
ordnen (Karte 1 des GLRP WM). 
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- Die Klimaverhältnisse werden für den Bereich um Wismar als niederschlags-
benachteiligt dargestellt (Karte 7 des GLRP WM). 

 
Aufgrund der Lage der Änderungsbereiche angrenzend an den Siedlungsraum der 
Hansestadt Wismar sind keine umweltbezogenen Ziele für diesen Bereich festgelegt. 
Durch die hier betrachtete Planung werden keine erheblichen Beeinträchtigungen auf 
die in den übergeordneten Planungen festgelegten Entwicklungsziele hervorgerufen. 
Vielmehr wird zur wirtschaftlichen Entwicklung der Hansestadt gemäß dem RREP 
WM beigetragen.  
 
Schutzgebiete 
 
Es befinden sich keine Schutzgebiete von nationaler und internationaler Bedeutung 
innerhalb des Geltungsbereichs.  
 
Folgende Schutzgebiete sind in der näheren Umgebung des Plangebietes vorhan-
den: 
 

 FFH- Gebiet DE 2134- 301 „Kleingewässerlandschaft westlich von Dorf Meck-
lenburg“, südlich des Änderungsbereiches in ca. 1 km Entfernung, 

 Landschaftsschutzgebiet L56 „Wallensteingraben“, östlich des Änderungsbe-
reiches in ca. 1,5 km Entfernung, 

 Naturschutzgebiet 146 „Teichgebiet Wismar- Kluß“, östlich des Änderungsbe-
reiches in ca. 1,5 km Entfernung. 

 
Aufgrund der Entfernung der Schutzgebiete und der mit dem Planvorhaben verbun-
denen Maßnahmen sowie aufgrund der vorhandenen Bebauung innerhalb des be-
stehenden Gewerbegebietes wird davon ausgegangen, dass die aufgeführten 
Schutzgebiete keine Beeinträchtigung erfahren werden. 
 
Gesetzlich geschützte Biotope 
 
Es sind keine gemäß § 20 Naturschutzausführungsgesetz Mecklenburg- Vorpom-
mern (NatSchAG M- V) gesetzlich geschützten Biotope innerhalb der Änderungsbe-
reiche vorhanden. Im näheren Umfeld zu den Teilgeltungsbereichen sind ebenfalls 
keine, dem gesetzlichen Schutz unterliegenden Biotope verzeichnet.  
 
3.3 Bestandsbeschreibung 
 
Im Zuge der Ursprungsplanung und der 1. Änderung wurden umfassende, sehr de-
taillierte grünordnerische Festsetzungen in den Planzeichnungen und Begründungen 
aufgenommen. Diese textlichen Festsetzungen haben für den Bereich der 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes 06/90 „Gewerbegebiet Dammhusen“ weiterhin Bestand. 
Durch die Änderung werden keine bedeutenden Veränderungen der Baugrenze oder 
von grünordnerischen Maßnahmen verursacht. Die textlichen Festsetzungen werden 
lediglich, bezogen auf die Änderungsinhalte aktualisiert.  
 
Um die Vermarktbarkeit des Grundstückes im Teilgeltungsbereich 1 zu optimieren, 
verzichtet die Stadt auf einen Teil der ursprünglich festgesetzten Heckenanpflanzun-
gen als Trennung zwischen dem Sonstigen Sondergebiet und dem Gewerbegebiet.  
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Aus Sicht der Stadt genügen die übrigen festgesetzten Grünmaßnahmen zur Einbin-
dung der künftigen Bebauung in das Orts- und Landschaftsbild. 
Die Heckenanpflanzung wurde im Zuge der 1. Änderung des Bebauungsplanes als 
gestalterische Maßnahme aufgenommen und dient nicht der Kompensation von Ein-
griffen. Sie war nicht Bestandteil der erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen, die im 
Rahmen der Ursprungsplanung ermittelt wurden. Es kommt somit nicht zu einer Re-
duzierung der bisher festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Die innerhalb des Teilgeltungsbereiches 2 ursprünglich festgesetzte Anpflanzfläche 
wird beibehalten, jedoch nunmehr straßenbegleitend geführt. Damit nimmt die Stadt 
das bestehende Gesamtbegründungskonzept auf. 
 
Die teilweise umgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden durch die 
Umwidmung des Sonstigen Sondergebietes in ein Gewerbegebiet (GE 1(2)) sowie 
der öffentlichen Parkfläche in ein Gewerbegebiet (GE 4) nicht berührt.  
 
Beschreibung des Ist- Zustandes 
 
Der Bereich der 2. Änderung wird in der Ursprungsplanung sowie in der 1. Änderung 
als intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche mit Eintrag von Düngemitteln und Her-
biziden dargestellt. Durch die Nutzungsaufgabe haben sich die Standortbedingungen 
und somit die Vegetation innerhalb der Teilfläche im Laufe der Zeit verändert. Die 
Pflanzgebote der in der 1. Änderung festgesetzten „Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ an der westlichen, südlichen 
sowie östlichen Grenze des Änderungsbereiches wurden teilweise umgesetzt. Es 
wurden unter anderem Weiden (Salix spec.) und Berg- Ahorn (Acer pseudoplatanus) 
in diesen Bereichen angepflanzt. An der nördlichen Plangebietsgrenze wurde zusätz-
lich eine Hecke angepflanzt.  
 
Im Zentrum des Teilgeltungsbereiches 1 hat sich eine Gehölzgruppe angesiedelt. 
Diese wird von schmal- und breitblättrigen Weiden (Salix spec.) dominiert. Der ge-
hölzfreie Bereich der ehemaligen Ackerfläche konnte sich durch die Nutzungsaufga-
be zu einer Staudenflur feuchter Standorte entwickeln. Vereinzelt haben sich Kleinst-
räucher innerhalb dieser Fläche angesiedelt.  
 
3.4 Artenschutzrechtliche Betrachtung 
 
Mit der Umwidmung von einem Sonstigen Sondergebiet in ein Gewerbegebiet kommt 
es zu keinen Veränderungen innerhalb der in der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 06/90 festgesetzten Bauflächen. Auch mit der Umwidmung von öffentlichen Park-
flächen in ein Gewerbegebiet sind die möglichen Versiegelungen vergleichbar. Von 
der Planung potentiell ausgehende beeinträchtigende Wirkungen auf Flora und Fau-
na werden nachfolgend betrachtet.  
 
Flora 
Nach Aufgabe der intensiv landwirtschaftlichen Nutzung konnte sich eine Gehölz-
gruppe aus Weiden ansiedeln. Aufgrund der Lage innerhalb der Baugrenze kommt 
es zu einer Inanspruchnahme dieses Lebensraumes. Die in der Ursprungsplanung 
und der 1. Änderung festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 wird beibehalten 
und für das Gewerbegebiet übernommen. Eine weitere Flächeninanspruchnahme im 
Vergleich zu den vorherigen Planungen erfolgt nicht. Die Eingriffs- Ausgleichsbilan-
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zierung für das gesamte Gewerbegebiet wurde in der Ursprungsplanung durchge-
führt. Es wurden Kompensationsmaßnahmen für den Flächenverlust in Form von 
Ausgleichspflanzungen festgesetzt. Diese wurden innerhalb der „Flächen zum An-
pflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ innerhalb des Teil-
geltungsbereiches 2 umgesetzt und bleiben erhalten. Zusätzliche Pflanzgebote für 
nicht überbaubare Flächen im Gewerbegebiet verzeichnen einen weiteren Zugang 
von Pflanzen und Arten und somit eine Erhöhung der Diversität.  
 
Fauna 
Auf der Grundlage des vorhandenen Grünbestandes, in Form von bereits angelegten 
Ausgleichs- und Ersatzflächen sowie des Gehölzbestandes und der Staudenflur ist 
von einem durchschnittlichen potentiellen Vorkommen an Brutvögeln und Insekten 
auszugehen. Aufgrund vorhandener Störquellen (Gewerbegebiet und Westtangente) 
ist ein Vorkommen geschützter Arten der genannten Artengruppen auszuschließen. 
Au den geringen Flächenausmaßen der Änderungsbereiche lässt sich ein potentiel-
les Vorkommen weniger Arten in geringer Individuenzahl ableiten. Eine Beeinträchti-
gung der potentiell vorkommenden Arten entgegen § 44 Abs. 1 BNatSchG (Tötung, 
Verletzung, bestandsgefährdende Störung) ist nicht anzunehmen. Mögliche Beein-
trächtigungen der Populationen durch beispielsweise Verdrängung sind zu erwarten, 
jedoch nicht als erheblich einzustufen. Die Biotopfunktion bleibt im räumlich- funktio-
nalen Zusammenhang durch die teilweise erfolgte Umsetzung von Kompensations-
maßnahmen in Form von Gehölzpflanzungen an den Grenzen des Änderungsberei-
ches sowie in gleichwertigen Strukturen im Umfeld zum Vorhaben bestehen. Zusätz-
liche Pflanzgebote für nicht überbaubare Flächen im Gewerbegebiet bewirken eine 
Entwicklung neuer Lebensräume. 
 
Gesetzliche Grundlagen – Artenschutz 
 
Gemäß § 39 (5) Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es verboten, Bäume, 
die außerhalb des Waldes stehen, Hecken, Gebüsche und andere Gehölze in der 
Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf Stock zu setzen. 
Nicht zu erhaltende Gehölze müssen somit außerhalb dieser Zeit entfernt werden.  
 
Gemäß § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es verboten, 
 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population ei-
ner Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö-
ren, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschä-
digen oder zu zerstören. 
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3.5 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
der nachteiligen Auswirkungen 

 
Die in der Ursprungsplanung und der 1. Änderung festgesetzten Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen 
werden für die vorliegende Planung übernommen. Nachfolgend werden die für den 
Änderungsbereich festgesetzten Maßnahmen dargestellt: 
 

 In den GE- Gebieten ist pro 500 m² GrundstücksfIäche ein standortgerechter 
Hochstamm 3xv, STU 16/18 cm entsprechend der ausgewiesenen Pflanzliste 
zu pflanzen. 

 Unbebaute GE- Flächen werden als Wiesenflächen ausgebildet oder gemäß 
vorgegebener Artenliste begrünt. 

 Im Plan ausgewiesene Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
sind ebenfalls nach Artenliste zu begrünen. 

 Großflächige fensterlose Wandflächen sind mit Kletterpflanzen zu begrünen. 
 Extensive Dachbegrünung auf Flachdächern ist vorzusehen. 

 
3.6 Planwirkungen 
 
Mit der Änderung des Sonstigen Sondergebietes „Teppichhaus“ in ein Gewerbege-
biet ist die Ansiedlung weiterer Gewerbebetriebe für die Hansestadt Wismar möglich. 
Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 „Gewerbegebiet 
Dammhusen“ soll eine positive Wirkung auf die wirtschaftliche Entwicklung der Han-
sestadt entfalten. Die Realisierung des Vorhabens erwirkt eine teilweise Schließung 
einer Baulücke innerhalb vorhandener Gewerbeflächen. Die Inanspruchnahme von 
Flächen durch Versiegelung wurde innerhalb der Ursprungsplanung gemäß der na-
turschutzrechtlichen Eingriffsregelung berechnet. Die in der Planung festgesetzten 
Ausgleichsmaßnahmen haben weiterhin Bestand. 
 
Durch den Verzicht der öffentlichen Parkfläche im Süden der Wendeanlage können 
die Erschließungsbedingungen für die angrenzenden Gewerbegebietsflächen opti-
miert werden. Die Flächenversiegelungen durch Parkplätze sind mit den möglichen 
Versiegelungen in Gewerbegebieten vergleichbar. Die ursprünglich festgesetzten 
Anpflanzflächen werden beibehalten, jedoch straßenbegleitend geführt. Die Inan-
spruchnahme von Flächen durch Versiegelung wurde innerhalb der Ursprungspla-
nung gemäß der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung berechnet. 
 
Insgesamt sind erhebliche Umweltauswirkungen durch die vorliegende Planung aus-
zuschließen.  
 
3.7 Grünordnerische Festsetzungen 
 
Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebiete ist je 500 m² Grundstücksflache min-
destens ein standortgerechter Baum (Hochstamm, 3 x verpflanzt, StU 16-18 cm) der 
Pflanzenliste 1 in unregelmäßigen Abständen zu pflanzen. Das umgebene Baum-
quartier ist auf einer Fläche von mindestens 4 m² von Versiegelung freizuhalten und 
vor Überfahren zu schützen. 
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Innerhalb der Gewerbegebiete sind mindestens 80 % der nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen als Wildwiese auszubilden und zu unterhalten. Auf mindestens 20 % 
dieser Flächen sind vorrangig im nicht der Erschließungsstraße zugewandten Teil 
der Grundstücksflächen Hecken und Gehölzgruppen aus Arten der Pflanzenliste 2 
(Pflanzabstand 1 x 1‚5 m) in unregelmäßiger Anordnung zu pflanzen. 
 
Innerhalb der Gewerbegebiete sind in den nach § 9 Abs. 25a BauGB festgesetzten 
Anpflanzflächen zwischen dem Baugebiet und den westlich und östlich angrenzen-
den Verkehrsflächen bzw. der südlich angrenzenden öffentlichen Grünfläche ent-
sprechend der Flächenbreite Hecken (Pflanzabstand 1 x 1 m) mit einem Baumanteil 
von mindestens 10 % aus Arten der Pflanzenliste 2 anzupflanzen. 
 
Innerhalb der Gewerbegebiete darf pro Baugrundstück innerhalb der an der westli-
chen Baugebietsgrenze festgesetzten Hecke eine max. 7 m breite Zufahrt hergestellt 
werden. Bei Baugrundstücken mit einer Flächengröße ab 5.000 m² sind zwei Zufahr-
ten dieser Breite zulässig. 
 
Innerhalb der Gewerbegebiete sind Fassadenflächen von Lager- und Werkhallen, die 
auf einer Länge von > 15 m keine Türen, Tore und Fenster aufweisen, mit Kletter- 
und / oder Rankenpflanzen (1 Pflanze je 2 lfd. m; Qualität: Containerpflanzen, 4 Trie-
be, Höhe 0,6 - 1 m) der Pflanzenliste 3 zu begrünen. 
 
Innerhalb der Gewerbegebiete sind Flachdächer bzw. flach geneigte Dächer < 5°, 
deren Fläche größer 500 m² ist, in einem Anteil von mindestens 50 % extensiv zu 
begrünen. 
 
Für die Pflanzgebote im Plangebiet werden folgende Mindestqualitäten, soweit keine 
anderen Angaben erfolgen, festgesetzt: 
 - Bäume als Heister, 2 x verpflanzt, Höhe 150-175 cm 
 - Sträucher als Heister verpflanzt, Höhe 80-100 cm 
 
Sämtliche Anpflanzungen und grünordnerische Maßnahmen sind spätestens in der 
2. Pflanzperiode nach Abschluss der Baumaßnahme durch den jeweiligen Bauherrn 
bzw. Grundstückseigentümer herzustellen und dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und 
bei Abgang zu ersetzen. 
 
Je 5 neu anzulegende private PKW-Stellplätze bzw. je neu anzulegenden LKW-
Stellplatz ist innerhalb der Stellplatzflächen mind. ein großkroniger Laubbaum (Hoch-
stamm 3 x verpflanzt, StU 16-18 cm) der Pflanzliste 1 in mind. 2 m breiten Baum-
scheiben bzw. mind. 6 m² großen Baumscheiben in gleichmäßigen Abständen zu 
pflanzen und mit Bodendeckern flächenhaft dicht (6 Pflanzen/m²) zu unterpflanzen. 
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Pflanzenliste 
 

Lateinischer Name Deutscher Name Pflanzliste 

Bäume  1 2 3 
Acer campestre Feldahorn x x  
Acer platanoides Spitzahorn x x  
Acer pseudoplatanus Bergahorn x   
Aesculus hippocastanum Gem. Roßkastanie x   
Alnus glutinosa Schwarzerle    
Carpinus betulus Hainbuche x x  
Fagus sylvatica Rotbuche  x  
Fraxinus excelsior Gemeine Esche x   
Malus sylvestris Wildapfel x x  
Padus avium Traubenkirsche  x  
Pyrus pyraster Wildbirne x x  
Querus robur Stieleiche x x  
Salix alba Silberweide    
Sorbus aucuparla Eberesche x x  
Tilla cordata Winterlinde x   

Großsträucher     
Cornus sanguinea Hartriegel  x  
Corylus avellana Haselnuss  x  
Crataegus monogyna Weißdorn  x  
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen  x  
Rhamnus frangula Faulbaum    
Salix caprea Salweide  x  
Salix cinerea Grauweide    
Salix viminalis Korbweide    
Sambucus nigra Schwarzer Holunder  x  
Virburnum opulus Gemeiner Schneeball  x  

Sträucher  1 2 3 
Berberis vulgaris Gewöhnliche Berberitze  x  
Ligustrum vulgare Liguster  x  
Ribes alpinum Alpen- Johannisbeere  x  
Ribis nigrum Schwarze Johannisbeere  x  
Rosa arvensis Feldrose  x  
Rosa canina Hundsrose  x  
Rosa rugosa Kartoffelrose  x  

Kletter- und Rankpflanzen     
Aristolochia macrophylla Pfeidenwinde   x 
Celastrus orbiculatus Baumwürger   x 
Hedera helix Efeu   x 
Hydrangea petiolaris Kletterhortensie   x 
Lonicera caprifolium Geißblatt   x 
Parthenocissus thricuspidata Efeu- Wein  x x 
Parthenocissus quinquefolia Wilder Wein   x 
Wisteria floribunda Glyzinie   x 
 Kletterrosen   x 
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4. Sonstiges 
 
Bodendenkmale 
Innerhalb des Plangebietes ist ein Bodendenkmal, das nachrichtlich in der Plan-
zeichnung dargestellt ist, vorhanden. Für Vorhaben in diesem Bereich ist deshalb 
eine Genehmigung nach § 7 DschG M-V erforderlich. Vor Beginn jeglicher Erdarbei-
ten muss die fachgerechte Bergung und Dokumentation des dargestellten Boden-
denkmals sichergestellt werden. Die Kosten für diese Ma0nahmen trägt der Verursa-
cher des Eingriffs (gemäß § 6 Abs. 5 DSchG M-V). Über die in Aussicht genomme-
nen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation des Bodendenkmals ist das Lan-
desamt für Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unter-
richten.  
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 Abs. 2 DSchG unverzüglich die untere Denkmalschutzbe-
hörde zu benachrichtigen. Fund und Fundstelle sind bis zum Eintreffen von Mitarbei-
tern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege in unverän-
dertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfür sind der Entdecker, der Leiter der 
Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes 
erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
Kampfmittel 
Das Plangebiet ist als nicht kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht auszu-
schließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus die-
sem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Soll-
ten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufge-
funden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der un-
mittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu be-
nachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hin-
zuzuziehen. 
 
Bodenschutz / Altlasten / Abfall 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen des Bo-
dens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, ver-
meiden werden. 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich keine Altlastenver-
dachtsflächen bekannt.  
Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Unter-
grundes (unnatürlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkei-
ten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grundstücksbesitzer sowie 
die gemäß § 4 Abs. 3 und 6 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) genannten 
Personen zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs ver-
pflichtet. Auf die Anzeigepflicht bei der unteren Bodenschutzbehörde des Landkrei-
ses wird hingewiesen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchun-
gen oder ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich 
auch für die Bauherren und die von ihnen mit der Durchführung dieser Tätigkeiten 
Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und Untersuchungsstellen. 
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Ausfertigungsvermerk: 
 
Die Begründung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06/90 „Gewerbegebiet 
Dammhusen“ der Hansestadt Wismar wurde auf der Sitzung der Bürgerschaft am 
……….. gebilligt. 
 
 
 
 
 
Wismar, den  
 
 
 
 
 
Thomas Beyer 
Bürgermeister der 
Hansestadt Wismar 
 

http://www.wismar.de/index.phtml?object=tx%7c1800.70&ModID=9&FID=125.686.1&mNavID=1800.2&sNavID=1800.10


Nr.: VO/2016/1728

Status: öffentlich

Datum: 15.03.2016

Verfasser: Domschat-Jahnke, Nadine

Vorlage

Federführend:
60 BAUAMT

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
III Senatorin
13 AMT FÜR WELTERBE, TOURISMUS UND KULTUR

St. Marienforum Wismar

Vorstellung des Antrages Fördermaßnahme Nationale Projekte des Städtebaus 

- Projektaufruf 2016

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Bürgerschaft stimmt zu, dass die Hansestadt Wismar für das Projekt „St.-Marien-Forum 
Wismar“ einen Förderantrag mit dem Ziel stellt, Mittel aus dem Programm „Nationale Projekte 
des Städtebaus“ 2016 der Bundesregierung zu erhalten.

Begründung:

Die Bundesregierung stellt 2016 erneut Mittel zur Förderung von Investitionen in nationale Projekte des 
Städtebaus bereit. Es sollen in diesem Investitionsprogramm gezielt „Premiumprojekte“ gefördert werden, 
die sich durch nationale und internationale Wahrnehmbarkeit, besondere Qualität hinsichtlich des 
städtebaulichen Ansatzes, der baukulturellen Aspekte und von Beteiligungsprozessen auszeichnen und 
bezogen auf das Investitionsvolumen schneller umgesetzt werden können. Insbesondere sollen 
Denkmalensembles von nationalem Rang wie z.B. UNESCO-Welterbestätten und bauliche Kulturgüter mit 
außergewöhnlichem Wert einschließlich Maßnahmen in deren Umfeld gefördert werden. Der 
barrierefreie Umbau der Städte und Gemeinden stellt hierbei einen Förderschwerpunkt dar.  Die von der 
Bundesregierung für das aktuelle Programm gestellten Mittel werden in fünf Jahresraten 2016 bis 2020 
haushaltmäßig zur Verfügung gestellt.

Gemäß dem Projektaufruf des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bauen und 
Reaktorsicherheit sind die Projektanträge durch die Kommunen spätestens bis zum 19.04.2016 beim 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) online einzureichen.

Die Hansestadt Wismar beabsichtigt, für das Projekt St.-Marien-Forum Wismar“ erneut einen 
Förderantrag fristgerecht zu stellen.

Im Rahmen des von der Hansestadt Wismar auf Grundlage des § 137 des BauGB durchgeführten 
Beteiligungs- und Mitwirkungsverfahrens zur Entwicklung des Stadtraumes um die ehemalige St.-
Marien-Kirche ist ein Leitbild entwickelt worden.



Auf Basis dieses Leitbildes soll die Entwicklung des Stadtraumes um die ehemalige St. Marienkirche zur 
Beseitigung des städtebaulichen Missstandes vorangetrieben werden. Die inhaltlichen Schwerpunkte des 
Förderantrages sind hierbei:

- die barrierefreie Entwicklung des Bereiches nördlich und westlich des Kirchenschiffes zur 
Wiederherstellung des Umganges um die Marienkirche und zur Gewährleistung einer 
barrierefreien Verbindung zwischen dem Welt-Erbe-Haus und der St. Marienkirche
- Verzicht auf die temporären Bauten westlich des Turmes zugunsten einer 
repräsentativen Gestaltung westlich der Turmfront
- Umgestaltung des Bereiches des ehemaligen Friedhofes (nördlich des Kirchenschiffes) zu 
einen Skulpturengarten mit hoher Aufenthaltsqualität
- Gestaltung des Kirchenschiffes als archäologische Garten durch die Ausstellung 
geborgener Grabplatten und durch die Andeutung des Vorgängerbaues der Kirche  
- Die Sanierung des Straßenzuges St. Marienkirchhof, Johannisstraße, Negenchören sowie 
Schüttingstraße
- Revitalisierung der Alten Schule durch den Ersatz der derzeit vorhandenen 
Kastenabdeckung durch eine moderne filigrane Konstruktion unter Integration der Funktionen 
der aktuell vorhandenen temporären Bauten (Kasse, WC) und Präsentation als Archäologisches 
Ausstellungsobjekt.

Ziel der Maßnahmen ist es, die Kultur und Geschichte des Stadtraumes um die ehemalige St.-Marien-
Kirche mit gestalterischen Mitteln wieder sicht- und erlebbar zu machen.

Das hier beantragte Projekt stellt einen wesentlichen Baustein zur Beseitigung der vorgefundenen 
strukturellen, funktionellen und gestalterischen Missstände im Stadtraum um die ehemalige St.-marien-
Kirche dar. Die Umsetzung wird sich positiv auf das Erscheinungsbild der ehemaligen St.-Marien-Kirche 
als auch des städtebaulich bedeutsamen Umfeldes und des stark öffentlichkeits-wirksamen Bereichs um 
die ehemalige St.-Marien-Kirche auswirken.  

Die Gesamtkosten wurden in einer Kostenschätzung mit 3.560.000,00 € beziffert.

Der Eigenanteil der Kommune (Hansestadt Wismar) beträgt 356.000,00 € (10%). Die zu beantragende 
Förderung über das Bundesprogramm „Nationale Projekte des Städtebaus“ 2016 beträgt somit 
3.204.000,00 € (90%)

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende finanzielle 
Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
x Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt 2016 - 2020

Produktkonto /Teilhaushalt: 28200/6816610/T
HH 03

Einzahlung in Höhe von
2016 - 2020 3.204.000,00 €

Produktkonto /Teilhaushalt: 28200/7852200/T
HH 03

Auszahlung in Höhe von
2016 - 2020 3.560.000,00 €

Deckung



Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von  

Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten

x Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu

x freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
- Vorplanung St.-Marien-Forum Wismar (Stand 04.03.2016)

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



ST.-Marien-FORUM WISMAR

Im Rahmen der Welterbekonvention wurden zehn Kriterien 
zur Aufnahme von Stätten in die Welterbeliste entwickelt 
- vier für Naturgüter und sechs für Kulturgüter. Die „Histo-
rischen Altstädte Stralsund und Wismar“ erfüllen zwei der 
sechs Kulturerbekriterien :

BESTAND 01

WELTKULTURERBE UNESCO

Bauherr: Hansestadt Wismar

Die historische Altstadt von Wismar repräsentiert ideal-
typisch die entwickelte Hansestadt aus der Blütezeit des 
Städtebundes. Die Altstadt hat ihren mittelalterlichen 
Grundriss mit Straßennetz-, Quartier- und Parzellenstruktur 
bis heute bewahrt. Die überlieferte Bausubstanz, insb. die 
drei herausragenden gotischen Backsteinkirchen, bezeu-
gen die wirtschaftliche und politische Bedeutung, sowie 
den außergewöhnlichen Reichtum der Hansestadt Wismar 
im Mittelalter. Die Aufnahme der beiden Hansestädte Stral-
sund und Wismar in die Welterbeliste erfolgte am 27. Juni 
2002. ZIEL: Entwicklung des Stadtraumes um die St. Mari-
enkirche zur Beseitigung des städtebaulichen Missstandes 
und zur Umsetzung des beschlossenen Beteiligungs- und 
Mitwirkungsverfahrens für den Marienkirchhof.

St. Marienkirchturm mit Grundrissmauern Kirchenschiff Ostseite

St. Marienkirche mit intaktem Kirchenschiff vor 1945

Bestand Innenraum der Alten Schule
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ST MARIEN KIRCHHOF

II. Sie können für einen Zeitraum o. in einem Kulturgebiet der 
Erde einen bedeutenden Schnittpunkt menschlicher Werte in 
Bezug auf Entwicklung d. Architektur o. Technik, der Großplas-
tik, des Städtebaus o. der Landschaftsgestaltung aufzeigen.

IV. Sie stellen ein hervorragendes Beispiel eines Typus von 
Gebäuden, architektonischen oder technologischen Ensem-
bles oder Landschaften dar, die einen o. mehrere bedeutsame 
Abschnitte der Menschheits-Geschichte versinnbildlichen.

Blick auf bestehende Schutzeinhausung der Alten Schule abgeschloss.  GeoradarunterschungInnenraum Kirchenschiff Ostseite

Städtebau v. Nationaler Bedeutung St.-Marien-Forum i.d. Altstadt Wismars

Nordwestseite St. Marien-Kirchhof Temporäre Funktionsgebäude bisherige Nutzung von Parkplätzen auf der Nordseite Blick auf Chorbereich aus der Sargmacherstraße
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ST.-Marien-FORUM WISMAR KONZEPT 02

KERNPUNKTE GESAMTKONZEPT

Bauherr: Hansestadt Wismar

1) BARRIEREFREIE Entwicklung des Bereiches 
nördlich und westlich des Kirchenschiffes 
um den Umgang um die Marienkirche wiederherzustellen 
und zusätzlich eine barrierefreie Verbindung zwischen dem 
Welt-Erbe-Haus u. der St.-Marien-Kirche zu gewährleisten. 

2) Vervollständigung des vorhandenen Groß 
grünbestandes um den nördlichen und westlichen Um-
gang des St.-Marien-Forums zu akzentuieren und um einen 
städtischen Platz auszubilden.

3) Gestaltung des ehemaligen Kirchturmes und 
kirchenschiffes der St. Marienkirche um zuguns-
ten der repräsentativen Gestaltung westlich der Turmfront 
von St.-Marien auf temporäre Bauten zu verzichten. Als zu-
künftige Ausbaustufe des Europäischen Backsteinmuse-
ums ist eine barrierefreie Erschließung des Turmes geplant. 

4) Sanierung  des Straßenzuges St. Marienkirch-
hof, Johannisstraße, Negenchören sowie Schüt-
tingstraße Für diese Infrastrukturmaßnahme sollen vor-
handene Parkplatzflächen verlagert und optimiert werden.

6) Entwicklung weiterer Teile des St. - Marien- 
forums wismar Die ergrabenen Grundmauern der Alten 
Schule sollen als archäologisches Ausstellungsobjekt ge-
nutzt werden. Die Funktion der temporären Bauten gilt es zu 
integrieren. Die ehem. Kapellen, Maria zur Weiden u. Banzkow-
sche Sühnekapelle sind als Fußspuren in Erinnerung zu rufen.

 

 

Aufenhaltsqualität Entwicklung von 
Außenraum zur Verknüpfung mit dem Umfeld

Ausstellung & ARCHÄOLOGIE Entwicklung
Museumskonzept, Mitnutzung von Kirchturm

1)

2)

4)

6)

3)

4)

5) STRUKTURELLE GESTALTUNG SKULPTURENGARTEN 
Die damit erforderlich werdenden städtebaulichen Verände-
rungen überführen vorhandene Parkplätze in Anlehnung an 
den ehemaligen Friedhof zu einer neu gestalteten Grünflä-
che. Der Aufenthaltsraum soll mittels Bänderung aus Plat-
tenbelägen, Pflasterrasen und Solitärstrauchbepflanzun-
gen sowie einer Ausstattung mit Sitzkuben, Lichtbändern 
und Kunstobjekten seine eigene Identität erhalten. Im Sinne 
des Klimaschutzes werden versiegelte Flächen rückgebaut.

*) blaue Umrahmung markiert das für den Antrag relevante Bearbeitungsgebiet

2)

5)

3)

Arbeitsgruppe St.-Marienforum: Hansestadt Wismar, DSK, Angelis & Partner, ADOLPHI–ROSE



ST.-Marien-FORUM WISMAR ENTWURF 03

ENTWURF AUßENRAUM

Bauherr: Hansestadt Wismar

Gefälle 2 %

GRABPLATTE
2,50 x 1,36

Klammer

Bleifolie

Blechabdeckung

Fundament und Aufständerung 
der Grabplatten nach Statik

48 2

Der Außenraum soll eine Revitalisierung erhalten. Im Bereich 
des ehemaligen Friedhofes ist eine Umgestaltung zu einem 
Skulpturengarten geplant. Im Bereich des Kirchenschiffes 
sollen geborgene Grabplatten in den Seitenschiffen aus-
gestellt werden und die Grundlage für den Archäologischen 
Garten bilden. Der Außenraum soll eine hohe Aufenthalts-
qualität erhalten, sodass das St. Marienforum den Besu-
chern einen Platz zur Erholung und zum Verweilen anbietet. 

Isometrie Verortung Kirchenschiff mit nördlichem Entwurfsgebiet

Bestandssituation mit Parkplatz nördlich des Kirchenschiffes  Lageplan Skulpturen- und Archäologischer Garten 

Blick in eine Kapelle des südlichen Langhaus-Seitenschiffes mit der geplanten Anbringung der ergrabenen Grabplatten

Blick aus der Turmkapelle mit d. Aufführung d. Filmes „Bruno Backstein“ in d. Kirchenschiff

Befundplan aller Grabungskampagnen von 2001-2009  

Detail der Mauerwerksabdeckung und der Befestigung der Grabplatten im Kirchenschiff

Referenzen landschaftarchitektonische Gestaltung Skulpturengarten

Sargmacherstr.

Kapelle 
St. Marien 
zur Weiden

Banzkow´sche
Sühnekapelle



ST.-Marien-FORUM WISMAR ENTWURF 04

ENTWURF ALTE SCHULE

Bauherr: Hansestadt Wismar

Revitalisierung der Alten Schule - der Entwurf geht behut-
sam mit den Fragmenten des Bestandes um und integriert 
diese in das Konzept. Der Besucher wird gezielt durch die 
filigrane Einhausung der Alten Schule geführt. Das Keller- 
und das Erdgeschoss werden für Ausstellungen zu den The-
men Backsteinbaukunst und Geschichte der Alten Schule 
genutzt.

Grundriss Erdgeschoss M 1:200

+0.6
0

Straßenniveau

ToilettenExponate im Kellergeschoß

EingangKasse

Steg über die AusstellungsflächeStraßenniveau

Exponate Ausstellung im KG

A

A

Grundriss Kellergeschoss M 1:200

Schnitt A-A M 1:200

Perspektive blickend von der Straße St.-Marien-Kirchhof

Isometrie Verortung Alte Schule

Blick von St. Georgen auf den Westgiebel der Alten Schule um 1930 

Bestand im Kellergeschoss der Alten Schule Detail Treppe im Kellergeschoss 

Pictos Konzeptentwicklung temporärer Baukörper Alte Schule

Lageplan M 1:400 
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Referenz St. Georgenkirche Wismar Austrittshaus



Nr.: VO/2016/1734

Status: öffentlich

Datum: 17.03.2016

Verfasser: Bansemer, Heike

Vorlage

Federführend:
20 AMT FÜR FINANZVERWALTUNG

Beteiligt:
I Bürgermeister

Annahme von Zuwendungen (Spenden) an die Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar stimmt der Annahme der in der Anlage 1 dargestellten,
vom 01.02. - 29.02.2016, eingegangenen Zuwendungen (Spenden) in Höhe von 3.353,34 € zur 
Verwendung entsprechend des angegebenen Zuwendungszweckes zu.

Begründung:
Gemäß § 44 Abs. 4 Satz 3 der Kommunalverfassung M-V entscheidet die Gemeindevertretung über die 
Annahme und Vermittlung von Zuwendungen.
Um die antragsgemäße Annahme der in der Anlage 1 angegebenen Zuwendungen wird in dieser Vorlage 
als Voraussetzung für die Verwendung der Zuwendungen entsprechend des in der Anlage 1 ebenfalls 
aufgeführten Zuwendungszweckes daher gebeten.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
X Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von 3.353,34 €
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von 3.353,34 €



Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu
freiwillig
eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlagen:
Spendeninfo Februar 2016
Spendenboxen 2016

Der Bürgermeister
(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



16.03.2016

Amt für Finanzverwaltung Auskunft erteilt: 

Tel: 251-2001

Annahme von Einzelspenden (bis 25.000,00 €) im Einzelfall

Vom 01.02.2016 – 29.02.2016

lfd. Nr. Datum Empfänger Verwendungszweck Produktkonto Betrag

1 01.02.2016 --------------------- 668,21 €

2 08.02.2016 Hansestadt Wismar Spende St.-Georgen-Kirche 61200.3799001 100,00 €

3 2016 --------------------- 635,13 €

4 2016 --------------------- 200,00 €

5 2016 --------------------- 1.750,00 €

Gesamt: 3.353,34 €

Frau Hoop

Spender / Zuwendungsgeber

EGGER Retail Products
 GmbH & Co. KG

Hansestadt Wismar/
DSK mbH & Co. KG

Sachspende
Material für BV 
„IGLU Lindengarten Wismar“

Rüdiger u.Sigrid Furst 

Herr Siedenschnur
Hansestadt Wismar/
Friedhof

Sachspende
9 Info-Tafeln für die Friedhofsgebäude
(ehem. Leichenwärterhaus u. 8 Grabkapellen)
à 70,57 €

Herr Siedenschnur
Hansestadt Wismar/
Friedhof

Sachspende
Befestigung eines historischen Grabsteins
durch einen Steinmetzbetrieb

Initiative des Friedhofsvereins
Hansestadt Wismar/
Friedhof

Sachspende 
Neuanfertigung der Eingangstür der Kapelle 
„Hermes“ durch einen Tischlermeister



Spendenboxen für das Jahr 2016

Monat St.-Georgenkirche St.-Marien Rathauskeller Baumhaus Welterbezentrum

Januar 464,47 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 189,07 €

Februar 692,18 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 240,91 €

März

April

Mai

Juni

Juli

August

September

Oktober

November

Dezember

Gesamt: 1.156,65 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 429,98 €



Nr.: VO/2016/1727

Status: öffentlich

Datum: 14.03.2016

Verfasser: SPD-Fraktion

Vorlage

Federführend:
SPD-Fraktion

Beteiligt:

Durchführen von kleineren Empfängen auf der Aussichtplattform der St.-

Georgen-Kirche Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Bürgermeister wird gebeten zu prüfen, ob die Möglichkeit besteht, auf der 
Aussichtsplattform der St.-Georgen- Kirche Wismar kleinere, zeitlich begrenzte, Empfänge 
anlässlich von Jubiläen bzw. besonderer familiärer Ereignisse für Bürgerinnen und Bürger 
durchzuführen.

Begründung:
Aus der Bevölkerung wurde mehrfach der Wunsch an uns herangetragen, auf der 
Aussichtsplattform der St.-Georgen-Kirche Wismar kleinere Empfänge anlässlich besonderer 
Jubiläen wie z.B. runde Geburtstage (die nicht selten Anlass für Spenden sind) durchzuführen.
Das entgeltliche Angebot soll sich an kleinere Gruppen richten und auf ein bis zwei Stunden 
begrenzt sein. Die Empfänge sind so durchzuführen, dass der Besucherverkehr auf der 
Aussichtsplattform nicht wesentlich beeinträchtigt wird.
Es ist auch zu prüfen, ob die Durchführung dieser kleineren Empfänge zusätzlich außerhalb der 
regulären Öffnungszeiten stattfinden kann, selbstverständlich mit einem erhöhten Entgelt bei 
entsprechendem Personalaufwand.

Anlage/n: - keine

Kerstin Adam
Fraktionsvorsitzende

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1730

Status: öffentlich

Datum: 16.03.2016

Verfasser: SPD-Fraktion

Vorlage

Federführend:
SPD-Fraktion

Beteiligt:

Aufnahme des Cityplans für Rollstuhlfahrer in die geplanten 

Stadtinformationsanlagen

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Bürgermeister wird beauftragt zu prüfen, inwieweit die Informationen bezüglich der 
Zugänglichkeit für Rollstuhlfahrer im Innenstadtbereich aus dem Cityplan für Rollstuhlfahrerin 
die geplanten 9 Stadtinformationsanlagen integriert werden können.

Begründung:
In dem Bericht-Antwort auf unsere Anfrage „Aufstellung einer Infotafel mit dem Stadtplan am 
Bahnhof“ vom 22.09.2015 wurde vom Bürgermeister ausgeführt, dass zusammen mit der Firma 
STRÖER die Installation von insgesamt 9 Stadtinformationsanlagen als frei stehende City-Light-
Poster-Vitrinen vorgesehen ist.
In den letzten Wochen hat der Bürger Manfred Frenz zusammen mit dem Ingenieur-Büro für 
Kartographie Peter Kast einen Cityplan für Rollstuhlfahrer erarbeitet. In diesem Plan sind sehr 
nützliche Informationen über die für Rollstuhlfahrer zugänglichen und erreichbaren Anlagen 
sowie Einrichtungen enthalten.
Für den betroffenen Personenkreis sind diese Informationen sehr hilfreich, können sie doch so 
selbstbestimmt ihre Route wählen und haben einen besseren Überblick, welche Straßen und 
Einrichtungen für Rollstuhlfahrer gut passierbar sind.
Bei den geplanten Stadtinformationsanlagen sollten diese Hinweise eingearbeitet und in einer 
Legende dargestellt werden, was die verschiedenen Farbkennzeichnungen bei den Straßen und 
Wegen zu bedeuten haben.

Anlage/n: - keine

Kerstin Adam
Fraktionsvorsitzende

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)





Nr.: VO/2016/1736

Status: öffentlich

Datum: 21.03.2016

Verfasser: FÜR-WISMAR-Fraktion

Vorlage

Federführend:
FÜR-WISMAR-Fraktion

Beteiligt:

Bestellung eines Behindertenbeirates der Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beschließt die Bestellung eines Behindertenbeirates nach §41a KV M-V. Die 
Bürgerschaft bestellt den Behindertenbeirat im Juli 2016. Der Beirat soll eine Größe von fünf 
Personen umfassen.
Der Behindertenbeirat wird vom Büro der Bürgerschaft betreut.

Der Behindertenbeirat ist die Interessenvertretung behinderter und chronisch kranker Menschen 
und unterstützt die Arbeit des Behindertenbeauftragten der Hansestadt und gewährt beratende 
Unterstützung politischer Gremien und Erarbeitung von Stellungnahmen zu Themen, die für 
behinderte und chronisch kranke Menschen von Bedeutung sind. Er fördert die Vernetzung der 
Arbeit der Vereine und Verbände und ihre Zusammenarbeit mit Bürgerschaft und Verwaltung.

Der Bürgermeister wird beauftragt, Vereine und Verbände, die sich für die Belange von 
behinderten Menschen einsetzen, sowie die Öffentlichkeit zur Einreichung von 
Personenvorschlägen aufzufordern.

Begründung:

Die Kommunalverfassung legt in §41a den Gemeinden nahe, Behindertenbeauftragte oder –
beiräte zu bestellen, um auf die besonderen Belange von Menschen mit Behinderung Rücksicht 
zu nehmen. Ein erster Schritt in diese Richtung ging der Bürgermeister mit der kommissarischen 
Ernennung eines Behindertenbeauftragten innerhalb der Stadtverwaltung für den Bereich 
Barrierefreiheit. Jedoch umfasst das Thema Behinderung mehr als nur die Barrierefreiheit in und 
an öffentlichen Gebäuden oder auf öffentlichen Plätzen. Es geht auch um Themen wie 
Integration und Teilhabe, Pflegeversorgung und den Abbau von Vorurteilen und 
Benachteiligungen.

Die FÜR-WISMAR-Fraktion hält es angesichts der in den letzten Bürgerschaftssitzungen 
vorgetragenen Belange für geboten, dass den Bürgern der Hansestadt Wismar ein Gremium als 
Ansprechpartner zur Verfügung steht, welches aus verschiedenen Blickwinkeln auf die Probleme 
von Menschen mit Behinderung schauen kann. Dieses Prinzip hat sich beim Seniorenbeirat und 
dem KIJUPA bewährt.



Durch die Betreuung über das Büro der Bürgerschaft kann eine enge Kooperation mit der 
Bürgerschaft gewährleistet werden; auf Erfahrungen mit der Koordination der beiden anderen 
genannten Beiräte kann zurückgegriffen werden.
 
 

Anlage/n: - keine

Dr. Gerd Zielenkiewitz
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1737

Status: öffentlich

Datum: 21.03.2016

Verfasser: FÜR-WISMAR-Fraktion

Vorlage

Federführend:
FÜR-WISMAR-Fraktion

Beteiligt:

Durchführung eines 3.Tourismustages der Hansestadt Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Im Jahre 2017 führt die Hansestadt den 3.Tourismustag durch.

Begründung:
Die weitere positive Entwicklung des Tourismus hat für die Hansestadt Wismar große 
Bedeutung.

In den Jahren 2009 und 2011 führte die HWI jeweils einen Tourismustag durch. Die dabei 
formulierten Hinweise, Anregungen und der „Entwurf eines Tourismuskonzeptes“ sollten 
evaluiert werden. Zu dieser Veranstaltung sollten aussagekräftige Zahlen / Fakten vorgelegt 
werden.

Nach 6 Jahren erscheint eine derartige Veranstaltung notwendig und sinnvoll. 2017 wurde 
gewählt, um genügend Zeit für eine fundierte Vorbereitung zu haben. Außerdem kann dann die 
neue Tourismuskonzeption für Mecklenburg-Vorpommern berücksichtigt werden, die 
gegenwärtig im Wirtschafts- und Tourismusministerium erarbeitet wird. Zu den Themen der 
Konzeption zählen vor allem der Ausbau und die Förderung des saisonal übergreifenden 
Tourismus, ländliche Räume, grenzüberschreitende Kooperationen, Werbung um ausländische 
Gäste und barrierefreier Tourismus. Vorgeschaltet ist eine Evaluierung der volkswirtschaftlichen 
Effekte und Beiträge des Tourismus für die Wirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern. Die 
Ergebnisse, die auch für die Hansestadt Wismar zielführend sein können, sollen im Sommer 
2016 vorliegen.

Anlage/n: - keine

Dr. Gerd Zielenkiewitz
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1738

Status: öffentlich

Datum: 21.03.2016

Verfasser: Fraktion-FDP/GRÜNE

Vorlage

Federführend:
Fraktion FDP/GRÜNE

Beteiligt:

WC-Anlage in Wendorf Platz des Friedens

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beauftragt den Bürgermeister, den Bedarf für eine WC-Anlage in Wendorf am 
Platz des Friedens zu ermitteln.

Sollte ein solcher Bedarf ermittelt werden, sind den in dem BA/2015/1562-01 vom 10.11.2015 
dargestellten Kosten die Einnahmemöglichkeiten aus Benutzungsentgelten und möglicher 
Werbeflächenvermietung gegenzurechnen und der Bürgerschaft als Entscheidungsgrundlage 
vorzulegen.

Begründung:
Aus der Antwort der Verwaltung vom 10.11.2015 (BA/2015/1562-01) auf die Anfrage der CDU-
Fraktion vom 22.10.2015 lässt sich entnehmen, dass der Abteilung Liegenschaften zur 
Toilettensituation im Stadtteil Wendorf keine Informationen, Beschwerden oder ähnliches 
vorliegen. Es wird ferner ausgeführt, dass es selbstverständlich immer mal wieder Anfagen, 
Leserbriefe oder ähnliches gab. Diese hätten sich allerdings zunehmend reduziert, seitdem das 
Seebad-Center eröffnet habe.

Der Fraktion FDP/GRÜNE liegen allerdings erneut mehrere Bitten von Bürgern vor, die einen 
Bedarf für eine Toiletten-Anlage am Platz des Friedens sehen.

Um angesichts der Kosten einer solchen Anlage sachgerecht entscheiden zu können, muss 
zunächst der Bedarf festgestellt werden. Dies kann durch eine repräsentative Befragung an 
Markttagen, telefonisch oder durch eine Abfrage über den Stadtanzeiger oder ähnliches 
erfolgen.

Anschließend kann aus diesem Bedarf eine Kalkulation der Kosten (liegt vor) und der Einnahmen 
aus Benutzungsentgelten und Werbeeinnahmen für eine Werbeflächenvermietung 
vorgenommen werden, die der Bürgerschaft zur Entscheidung vorzulegen wäre.



Anlage/n: keine

René Domke
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1740

Status: öffentlich

Datum: 21.03.2016

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Errichtung einer öffentlichen WC-Anlage am Platz des Friedens - Prüfauftrag

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beauftragt den Bürgermeister, Gespräche mit den 
umliegenden Gewerbetreibenden sowie der WOBAU, den Stadtwerken und dem EVB 
aufzunehmen, um eine Lösung zur Errichtung bzw. Betreibung einer öffentlichen WCAnlage am 
Platz dem Friedens zu finden. Über das Ergebnis ist die Bürgerschaft bis zur Sitzung im Mai zu 
informieren.

Begründung:
Aus der lokalen Presse war bereits am 22. Oktober 2015 zu entnehmen, dass vor allem ältere 
Bürger den Bedarf einer öffentlichen WC-Anlage im Stadtteil Wendorf sehen. Dieser Eindruck 
bestätigte sich zudem in einem Artikel der Ostsee-Zeitung vom 6. Januar 2016 und in 
zahlreichen Leserbriefen, in denen Anwohner den Bau einer öffentlichen Toilette befürworteten. 
Durch seine zentrale Lage im Stadtteil Wendorf und den vielen angrenzenden Geschäften würde 
sich eine Errichtung einer öffentlichen WC-Anlage am Platz des Friedens besonders gut eignen. 
Des Weiteren könnten die umliegenden Gewerbetreibenden, wie beispielsweise die Sonnen-
Apotheke, der Markant oder die Sparkasse in die Planung mit einbezogen werden. Auch die 
WOBAU, die Stadtwerke und der EVB könnten an einer Errichtung einer öffentlichen WC-Anlage 
beteiligt werden und zu einer kostengünstigeren Variante, als im BA/2015/1562-01 aufgeführt, 
beitragen. An einer Lösungsfindung könnte sich insbesondere die WOBAU als Betreiber 
anliegender Immobilien und Liegenschaften beteiligen. Daher wird der Bürgermeister gebeten, 
Gespräche mit den o.g. Gewerbetreibenden und Eigenbetrieben aufzunehmen, um eine Lösung 
für die kostengünstige Errichtung einer öffentlichen Toilette am Platz des Friedens zu finden.

Anlage/n: keine

Siegfried Ballentin
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2016/1739

Status: öffentlich

Datum: 21.03.2016

Verfasser: CDU-Fraktion

Vorlage

Federführend:
CDU-Fraktion

Beteiligt:

Beleuchtung Fuß-/Radweg Verlängerung Lübsche Straße – Zierower 

Landstraße

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 31.03.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beauftragt den Bürgermeister, die Errichtung bzw. Verlängerung der 
Beleuchtung des Fuß- und Radweges Lübsche Straße/Ecke Erwin-Fischer-Straße bis zur 
Kreuzung Zierower Landstraße, gegebenenfalls auch mit dem Landkreis zu prüfen.

Begründung:
Die Verlängerung der Lübschen Straße / HWI 22 in Richtung Zierower Landstraße ist ein 
zentraler Bestandteil des Verbindungsweges zwischen dem Stadtteil Hinter Wendorf/Ostseeblick 
und der Innenstadt. Zu den täglichen Nutzern gehören viele Fahrradfahrer, die den Weg in die 
Innenstadt als Arbeits- bzw. Schulweg nutzen. Vom Ortsausgang (Wendenkrug) bis zum 
Ortseingang Höhe Kreisverkehr Ostseeblick ist die Beleuchtung des Weges unterbrochen. Bereits 
vor einigen Jahren wurde das Thema sowohl in einem Stadtteilgespräch, als auch in der 
örtlichen Presse thematisiert. Viele Bewohner des Ostseeblickes und auch Mitarbeiter der 
anliegenden Geschäfte um das Marktkauf-Center monieren weiterhin die fehlende Beleuchtung. 
Beim Wendorfer Stadtteilgespräch am 22. Februar 2016 wurde das Thema erneut angeschnitten 
und verdeutlicht, dass eine Beleuchtung von Nöten ist und die Sicherheit für die vielen Nutzer, 
darunter auch junge Schüler verbessert.

Anlage/n: keine

Siegfried Ballentin
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)
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